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19. Wahlperiode

Plenar- und Ausschussdienst

Inhaltsprotokoll Offentliche Sitzung
Hauptausschuss

28. Sitzung

23. November 2022

Beginn: 12.05 Uhr

Schluss: 18.09 Uhr

Vorsitz: Franziska Becker (SPD)

Vor Eintritt in die Tagesordnung

Informationen und Beschliisse zu den Komplexen

— Mitteilungen des Vorsitzenden,

— Uberweisungen an die Unterausschiisse,

— Konsensliste,

— sonstige geschiftliche Mitteilungen,

soweit nicht in der Ausschusssitzung dariiber diskutiert wurde,
sind gegebenenfalls im Beschlussprotokoll verzeichnet.

Dariiber hinaus hat der Ausschuss besprochen:

Vorsitzende Franziska Becker verweist darauf, es seien drei Tischvorlagen verteilt worden,
wobei es sich um Beschlussempfehlungen des UA VermV — rote Nrn. 0676 bis 0678 — hande-
le. Zudem sei eine Liste mit Vertagungswiinschen der Koalitionsfraktionen verteilt worden.

Sebastian Schliisselburg (LINKE) regt an, die rote Nr. 0519 A — Stichwort: Polizeiwache am
Kottbusser Tor — moge dem Ausschuss fiir Inneres, Sicherheit und Ordnung mit der Bitte um
Erledigung zur Verfiigung gestellt werden.

Christian Goiny (CDU) bezieht sich auf die Vertagungswiinsche der Koalitionsfraktionen,
die auch Tagesordnungspunkt 31 — Stichworte: Verbeamtung von Lehrkriften — betreffe. Er
bitte darum, dass zu diesem Punkt bis Freitag beim Ausschussbiiro Fragen eingereicht werden
diirften, die dann bis zur Sitzung am 18. Januar 2023 beantwortet werden sollten.

Redaktion: Plenar- und Ausschussdienst, Tel. 2325-1450 bzw. quer 99407-1450
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Der Ausschuss beschlieft jeweils entsprechend, einschlieSlich der Vertagung von Tagesord-
nungspunkt 31 zur Sitzung am 18. Januar 2023 sowie von Tagesordnungspunkt 9 — Stichwor-
te: Umsatzbesteuerung der 6ffentlichen Hand — Beratungsleistungen — bis zur Vorlage des
Gesetzes. Er setzt die Tagesordnung einschlieBlich der Erginzungen und Anderungen aus den
beiden Mitteilungen sowie den soeben beschlossenen Anderungen fest.

Finanzen — 15

Punkt 1 der Tagesordnung

a) Beschlussfassung iiber Empfehlungen
des Unterausschusses Vermogensverwaltung
zu Vorlagen — zur Beschlussfassung —

gemil} § 38 GO Abghs
hierzu:

I.  Empfehlung des UA VermV vom 23.11.2022 0676
Vermogensgeschift Nr. 20/2022 Haupt
des Verzeichnisses der Vermogensgeschifte

II. Empfehlung des UA VermV vom 23.11.2022 0677
Vermogensgeschift Nr. 23/2022 Haupt
des Verzeichnisses der Vermogensgeschiifte

II. Empfehlung des UA VermV vom 23.11.2022 0678
Veriaullerung von Anteilen an einer GmbH Haupt

Torsten Hofer (SPD) berichtet in seiner Eigenschaft als stellvertretender Vorsitzender des
Unterausschusses Vermdgensverwaltung, dass der Ausschuss drei Vermogensgeschéfte be-
schlossen habe, wobei es einmal um den Verkauf des Grundstiicks Dillenburger Str. 53 in
Charlottenburg-Wilmersdorf gehe — einstimmig —, den Ankauf zweier Teilflichen des Grund-
stiicks Friedrichstralle, Zimmerstrafle, Mauerstrale in Berlin-Mitte — mehrheitlich gegen AfD-
und FDP-Fraktion — sowie der VerduBerung einer GmbH durch die Messe Berlin GmbH —
einstimmig. — Er bitte um Ubernahme dieser Empfehlungen.

Der Ausschuss empfiehlt dem Abgeordnetenhaus, den Vorlagen — zur Beschlussfassung —
solle gemiB § 38 der Geschiftsordnung des Abgeordnetenhauses von Berlin — Nr. 20/2022,
Nr. 23/2022 des Verzeichnisses liber Vermogensgeschifte sowie III. zur VerduBerung von
Anteilen an einer GmbH — entsprechend dem Beratungs- und Abstimmungsergebnis des Un-
terausschusses Vermogensverwaltung zugestimmt werden. — Dringlichkeit werde empfohlen.

b) Beschlussfassung iiber eine Empfehlung
des Unterausschusses Vermogensverwaltung zu
Unterrichtung gemif3 § 64 Absatz 2 Satz 1 Nr. 8
i. V. m. Absatz 9 sowie § 112 Absatz 2 LHO

Es liegen keine Empfehlungen vor.
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https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/d19-VG20_2022-empfehlung.pdf
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/d19-VG23_2022-empfehlung.pdf
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/Veräußerung%20von%20Anteilen%20an%20einer%20GmbH-empfehlung.pdf
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Punkt 2 der Tagesordnung

Bericht SenFin — IT A — vom 10.11.2022 0024 D
Ergebnis der Steuerschitzung vom Haupt
25. bis 27. Oktober 2022

Antonin Brousek (AfD) merkt an, ihm sei aufgefallen, dass die Finanzierungssalden bis zum
Jahr 2019 in Ordnung gewesen seien. Im Hinblick auf das Jahr 2024 wiirden dann jedoch
2 Mrd. Euro Unterdeckung entstehen, was ein Verstoll gegen die Schuldenbremse wire.

Steffen Zillich (LINKE) bezieht sich auf die in der Anlage 1 ausgewiesene Tabelle ,,Regiona-
lisierte Ergebnisse der Steuerschétzung fiir Berlin Oktober 2022%, zu der er einige Fragen
habe. Fiir das Jahr 2021 sei dort beim Ist ausgewiesen, dass sich dieses gegeniiber dem Vor-
jahr um 4,04 Mrd. Euro verbessert habe. Nach seinem Verstidndnis handele es sich dabei um
die Verdnderung, die zwischen der Steuerschitzung 2021 und dem Ist 2021 stattgefunden
habe. Unverstindlich sei ihm hingegen die Verdnderung des Ists 2020 zwischen den Ein-
schidtzungen Oktober 2021 und Oktober 2022. Er gehe davon aus, dass zu diesen Zeitpunkten
das Ist 2022 bereits festgestanden habe.

Staatssekretirin Jana Borkamp (SenFin) flihrt aus, in der Tabelle sei abgebildet, wie sich
die Verdnderung gegeniiber dem Vorjahr zeige. Das Ist 2020 habe sich in der Tat nicht verén-
dert, sondern es werde die Differenz zu 2019 dargestellt.

Sie gehe davon aus, dass sich die Frage des Abgeordneten Brousek auf die Finanzplanung
und nicht auf die Steuerschitzung bezogen habe. In der Finanzplanung sei das Finanzierungs-
defizit abgebildet, wenn die Steuereinnahmen nach derzeitigem Stand und die Ausgaben unter
den Rahmenbedingungen der Finanzplanung einfach fortgeschrieben wiirden. Das bedeute
nicht per se, dass die Summe {liber Schulden dargestellt werden solle. Dies werde sich erst im
Rahmen der Haushaltsplanaufstellung zeigen, ebenso wie der Aspekt, ob die Zahlen ange-
passt werden miissten. Bei der Finanzplanung handele es sich um die Fortschreibung kalkula-
torischer GroBen, damit sowohl dem Parlament als auch dem Senat der jeweilige Handlungs-
rahmen dargestellt werde. Aus der Finanzplanung werde ersichtlich, dass es eine strukturelle
Liicke zwischen den prognostizierten Steuereinnahmen und den prognostizierten Ausgaben
gebe, sofern der bisherige Ausgabepfad fortgeschrieben wiirde.

Der Ausschuss nimmt den Bericht rote Nr. 0024 D zur Kenntnis.
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https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-0024.D-v.pdf
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Punkt 3 der Tagesordnung

Vorlage — zur Kenntnisnahme — 0596
Drucksache 19/0566 Haupt
Finanzplanung von Berlin 2022 bis 2026

(iiberwiesen gemél § 32 Abs. 6 GO Abghs auf Antrag

der Fraktion der SPD)

Steffen Zillich (LINKE) bekundet, die Finanzplanung sei die Momentaufnahme einer Ein-
schiatzung. Die Einschédtzung der Einnahmesituation sei gegeniiber dem, was in der Finanz-
planung dargestellt sei, extrem volatil. Zudem gebe es veritable Haushaltsrisiken. Jenseits der
Auswirkungen der Inflation zdhle er zu den Risiken die Entwicklung der Personalkosten, die
vermutlich in einem groBeren Malle stiegen als in der Finanzplanung zugrunde gelegt. Dieser
Anstieg werde sich aus seiner Sicht auf alle o6ffentlich finanzierte Bereiche beziehen, also
auch auf den Zuwendungsbereich. Das zweite Risiko seien die Investitionsplanung und hier
insbesondere der Aspekt Baukostensteigerungen, wobei erschwerend noch die Aspekte Ver-
fiigbarkeit von Dienstleistungen und Rohstoffen sowie Standards — insbesondere energeti-
sche— hinzukd@men. Fiir die Baukostensteigerungen hitten die Koalitionsfraktionen Vorsorge
getroffen und eine Riicklage eingerichtet. Das dritte Haushaltsrisiko sehe er im Zensus. Ein
viertes Risiko sehe er im Bundesrecht. Dies alles verdeutliche, dass finanzpolitische Aufga-
ben gelost werden miissten.

Derzeit arbeite man mit einer schnellen Abfolge von Prognosedaten, wobei die Finanz- und
die Investitionsplanung auf der Grundlage einer einige Jahre alten Bevolkerungsprognose
erstellt worden seien. Zwischenzeitlich habe eine Debatte stattgefunden, ob diese Prognose zu
hoch oder niedrig ausfalle. Seiner Ansicht nach sei in die Investitionsplanung hinsichtlich des
Schulplatzbedarfs eine Annahme Grundlage gewesen, die unterhalb der Bevolkerungsprogno-
se gelegen habe. Nunmehr werde prognostiziert, dass es in der schulpflichtigen Altersgruppe
ein iiberdurchschnittliches Wachstum gegeniiber der Gesamtentwicklung gebe. Daraus folge,
dass in der nédchsten Finanzplanung sowie dem néchsten Doppelhaushalt die Annahmen fiir
den Schulplatzbedarf angepasst werden miissten. Die Finanzplanung enthalte eine Art Off-
nungsklausel, damit zusitzliche Bedarfe angeplant und begonnen werden konnten, sofern eine
Anmeldung bei und Genehmigung durch SenFin erfolgt sei, sodass es nicht zum Stillstand
komme. Er betone, dass ein Interesse daran bestehe, dass die Offnungsklausel bei dringenden
Bedarfen genutzt werde.

Torsten Schneider (SPD) erklart, er sehe Schnittmengen zwischen der Finanzplanung und
der Schulbauoffensive. Er habe ein Interesse daran, dass den Fraktionen die Moglichkeit ge-
wéhrt werde, bis zum Freitag Fragen beim Ausschussbiiro einreichen zu diirfen. Die Fragen
der SPD-Fraktion wolle er heute lediglich kursorisch darstellen: Mit der Finanzplanung werde
mitgeteilt, dass die Investitionsquote sukzessive von 10,5 Prozent auf 8 Prozent zuriickgefiihrt
werden solle. Gleichzeitig werde angedeutet, dass eine Art Aufenfinanzierung ermoglicht
werden konnte. Dazu benotige seine Fraktion genauere Informationen, wohl wissend, dass bei
der Schulbauoffensive bereits so vorgegangen werde.

Weiter werde mitgeteilt, dass nach MaBigabe einer Priorisierung aller noch nicht begonnenen

InvestitionsmaBBnahmen eine Revision vorgenommen werden solle. Dies konnte plausibel
sein, womoglich miisse aber auch nachgesteuert werden. Zunichst aber benétige seine Frakti-
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on Informationen, wozu diese Revision fithre: Welche Mallnahmen wiirden dadurch verscho-
ben? Er gehe davon aus, dass dies in Form einer Synopse dargestellt werde.

Zudem werde darauf hingewiesen, dass fiir Maflnahmen, die auf die Jahre nach 2027 ver-
schoben worden seien, entsprechend der Landeshaushaltsordnung — LHO — ein Planungsstopp
verhdngt worden sei. Dies werfe in verschiedenen Sektoren Fragen auf. Er wolle deshalb na-
mens seiner Fraktion wissen, nach welchen Kriterien der Senat in begriindeten Ausnahmefil-
len Ausnahmen zulassen konne. Légen bereits Antrdge flir Ausnahmen vor, und wenn ja, von
wem? Welche Antrage wiirden erwartet? Hinsichtlich der Grof3sanierungen an Schulen heif3e
es in der Finanzplanung:

Fiir Schulbau- und Schulsanierungsmafinahmen, die in der Investitionsplanung kei-
nen Ansatz haben, deren Notwendigkeit sich aber dennoch aus aktuellen Entwick-
lungen ergibt, kann die Senatsverwaltung fiir Finanzen auf Antrag die vorzeitige
Aufstellung von Planungsunterlagen, den vorzeitigen Maflnahmebeginn und etwaige
Grundstiicksankdufe zu diesem Zweck zulassen.

Was miisse man sich unter dem allgemeinen Begriff ,,aktuelle Entwicklungen® vorstellen?
Auch hierzu interessiere, wie das konkrete Antragsverfahren aussehe und welche Antrage sich
in der Pipeline befanden. Welche Absichten habe SenFin, Ausnahmen zuzulassen?

Dariiber hinaus sehe die SPD-Fraktion ein Problem in den Bestimmungen des § 10 Berliner
Klimaschutz- und Energiewendegesetz — EWG Bln —, die besagten, dass bei groBeren Reno-
vierungen dffentlicher Gebdude der KfW-Effizienzhaus 55-Standard einzuhalten sei. In § 30 —
Ubergangsvorschriften — sei geregelt, dass die Bestimmungen aus § 10 auf Schulbauten keine
Anwendung fanden, die vor dem 1. Januar 2025 genehmigt worden seien. Diesbeziiglich sei
ein Gesamtiiberblick vonnoten: Welche Mallnahmen fielen aufgrund der Verschiebungen un-
ter die hérteren gesetzlichen Bestimmungen und welche finanziellen Folgen habe dies? Falle
dieses Aspekt ebenfalls unter die Offnungsklausel?

Zudem interessiere, wie das Senatskonzept aussehe, um weitere 300 Mio. Euro jdhrlich zu-
satzlich zu aktivieren. In diesem Zusammenhang sei bereits die Berlinovo genannt worden,
was aber noch nicht diskutiert worden sei. Der Biirgschaftsrahmen solle fiir den Schulsektor
um 500 Mio. Euro ausgeweitet werden. Auch diesbeziiglich werde seine Fraktion genauer
nachfragen.

Sibylle Meister (FDP) vertritt die Auffassung, der Preisanstieg bei den Investitionsvorhaben
hinge auch damit zusammen, dass die Verfahren so lange andauerten. Sie spreche sich dafiir
aus, dariiber zu diskutieren, ob nicht doch zusétzlich private Mittel verwandt werden sollten.
Die FDP-Fraktion habe vorgeschlagen, dass die Berlinovo in die Sanierung der Polizeiwachen
einsteigen solle. Dadurch konnte nicht nur auf mehr Kapital, sondern auch auf mehr Fachkrif-
te zugegriffen werden. Sie sehe die Gefahr, in eine dhnliche Situation zu geraten, wie in den
extremen Sparjahren, sodass die 6ffentlichen Gebdude weiter verfielen. — Auch ihre Fraktion
werde bis Freitag Fragen einreichen.

Christian Goiny (CDU) erinnert daran, dass die CDU-Fraktion bemingele, dass lauter neue

Regularien erfunden wiirden, die jedoch die Probleme nicht lsten. Die grundsitzliche Frage
laute: Warum dauerten die Prozesse immer so lange. — Er erwarte von der Finanzverwaltung,
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dass sich diese der Prozesse grundsétzlich annehme und untersuche, was man schneller, bes-
ser und einfacher machen kénne. Von dem ausgerufenen Jahrzehnt der Investitionen sei ledig-
lich ein Jahrzehnt der steigenden Baukosten geblieben. Fiir das 1. Quartal 2023 sei ein Bericht
dariiber beauftragt worden, wo welche Prozesse bereits angegangen, verbessert oder verein-
facht worden seien.

Vorsitzende Franziska Becker bittet darum, dass die Senatsverwaltung fiir Finanzen in der
Antwort auch darauf eingehen moge, bis wann die Fragen beantwortet werden konnten.

Staatssekretirin Jana Borkamp (SenFin) erwidert, die Verwaltung werde sich bemiihen,
die Fragen rechtzeitig zur Sitzung am 18. Januar 2023 zu beantworten, wobei sie einschrin-
kend bemerke, sofern deren Umfang dies zulasse.

Sie wolle klarstellen, dass es keine Anderung von Baustandards aufgrund der Finanzplanung
gebe. KfW-55-Standard sei nicht mit der Finanzplanung gebildet und eingefiihrt worden,
vielmehr bilde sie die Entwicklungen lediglich ab und zeige die Handlungserfordernisse auf.

Hinsichtlich der nachgefragten Offnungsklausel liege bislang ein Antrag im Zusammenhang
mit der Europasportparkschule vor. Hinsichtlich der Schulbauinitiative befinde sich SenFin in
enger Abstimmung mit SenBildJugFam, da diese den schulfachlichen Bedarf feststelle. Aus
ihrer Sicht miissten kiinftig der baufachliche Bedarf sowie der baufachliche Fortschritt bei den
Schulsanierungen stirker in den Blick genommen werden. — Sie weise darauf hin, dass es
keinen Stopp der Investitionen oder einen Riickhang der Investitionsmittel gebe. Die Koaliti-
onsfraktionen hétten sich darauf verstindigt, kiinftig 8 Prozent des Haushaltsvolumens fiir
Investitionen zu nutzen; aktuell liege die Quote bei mehr als 10 Prozent. Dieser Schritt solle
dazu dienen, die Deckungsliicke zwischen Einnahmen und Ausgaben einen Schritt weit zu
schlieen. Sie gehe davon aus, dass die 8-Prozent-Marge gleichwohl hoher sei als in den Vor-
jahren.

Insgesamt miisse dariiber nachgedacht werden, wie die Finanzpolitik des Landes Berlin resili-
enter aufgestellt werden konne. Es hétten gerade zwei Krisen bewéltigt werden miissen, die
schnelle finanzielle Handlungsfahigkeit erfordert hétten. Sie gehe davon aus, dass die kom-
menden Krisen Gleiches erforderten. Deshalb miisse die Finanzplanung Spielrdume enthalten,
um kiinftig schnell und unkompliziert reagieren zu konnen.

Torsten Schneider (SPD) weist darauf hin, moglicherweise dndere sich die politische Ge-
schiftsgrundlage, weil Finanz- und Investitionsplanung vom Senat zu einem Zeitpunkt be-
schlossen worden seien, als noch der Verdacht bestanden habe, die Bevolkerungsentwicklung
konne riickldufig sein. Darauf verweise er im Zusammenhang mit den von ihm erwidhnten
Energiestandards. Die im EWG Bln definierten Standards seien zwar vom Parlament be-
schlossen, das vom Senat vorgelegte Gesetz sei aber in diesem Punkt gar nicht verdndert wor-
den. Neu sei jetzt lediglich, dass 130 Projekte nicht mehr in den Ubergangszeitraum fielen,
fiir den diese Standards nicht gélten. Diese Verschiebung habe also zur Konsequenz, dass die
schirferen Standards erfiillt werden miissten. Uber diese Anderung der politischen Geschifts-
grundlage miisse es einen Austausch geben.

Vorsitzende Franziska Becker hilt fest, dass den Fraktionen die Moglichkeit eingerdumt
werde, bis zum Freitag, dem 25. November 2022, 14 Uhr dem Biiro des Hauptausschusses
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Fragen einzureichen. Diese sollten rechtzeitig zur Sitzung am 18. Januar 2023 beantwortet
werden.

Der Ausschuss schlieB3t die Besprechung der Vorlage — zur Kenntnisnahme — Drucksache
19/0566 — ab.

Punkt 4 der Tagesordnung

Bericht SenFin — I D — vom 20.10.2022 0489 A
4. Fortschrittsbericht zur Abrechnung und Haupt
Verwendung des gebildeten Budgets fiir die
Energieeffizienzmafinahmen in SILB-Immobilien —
Folgebericht

(Berichtsauftrag aus der 23. Sitzung vom 31.08.2022)

Steffen Zillich (LINKE) ruft in Erinnerung, dass ehemals ein Fonds gebildet, der durch einen
Verkaufserlos gespeist worden sei. Mittels dieses Fonds sollten kurzfristig umsetzbare Ener-
giesparmafinahmen revolvierend finanziert werden. Die anschlieBend durch Energieeinspa-
rungen erzielten Summen sollten dann in den Fonds zuriickflieBen. Seines Wissens seien spé-
ter auch weitere Forderprogramme mit eingeflossen. Er wolle wissen, ob das zur Verfligung
stehende Geld ausreichend sei, um kurzfristige Energiesparmafinahmen in den Landesimmo-
bilien finanzieren zu konnen. Er denke dabei insbesondere an Hochschulen, wobei er nicht
wisse, ob diese bislang vom Fonds beriicksichtigt worden seien. — Er bitte um einen Bericht,
ob dieser Fonds fiir alle Landesimmobilien genutzt werden kénne und welche Verfahrensvo-
raussetzungen dafiir ggf. getroffen werden miissten.

Staatssekretiirin Jana Borkamp (SenFin) legt dar, es gebe verschiedene Mallnahmepakete,
die beispielsweise auch den Einsatz von LED beinhalteten, aber auch die Beistellung von
Blockheizkraftwerken oder die Ertlichtigung von Liiftungsanlagen. Die aus diesen Mafinah-
men resultierenden Einsparungen sollten fiir eine Refinanzierung genutzt werden, wobei be-
achtet werden miisse, dass es dabei zu einem zeitlichen Verzug komme. Bislang werde der
Fonds nur fiir die Immobilien genutzt, die von der BIM bewirtschaftet wiirden. Die Hoch-
schulen bewirtschafteten ihre Objekte selbst. Gleichwohl konne sie sich vorstellen, auch
MaBnahmen fiir die Hochschulen aus diesem Topf zu finanzieren, vorausgesetzt, sie zahlten
dann auch wieder ein.

Sven Lemiss (BIM GmbH; Geschiftsfiihrer) macht darauf aufmerksam, dass das in Rede
stehende Geld direkt dem SILB zugewiesen worden sei und deshalb aus seiner Sicht nicht fiir
die Hochschulen zur Verfiigung stehen konne. Davon abgesehen, sei die Summe auch viel zu
gering; sie werde bereits heute aus normalen Bauunterhaltungsmitteln ergénzt. Dariiber hin-
aus flossen auch noch Mittel iiber die Stadtwerke.

Steffen Zillich (LINKE) erklért, demnach miisse ein Bericht dariiber vorgelegt werden, wie
hoch der Senat den kurzfristigen Energieeinsparbedarf in landeseigenen Immobilien einschét-
ze und welche Voraussetzungen geschaffen werden miissten, um dhnlich wie fiir die SILB-
Immobilien, eine Vorsorge dafiir zu schaffen, dass kurzfristige Umriistungen tatséchlich er-
folgen konnten.
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Christian Goiny (CDU) regt an, die diversen Berichtsauftrage sollten synchronisiert werden.
Seiner Erinnerung nach gebe es einen Berichtsauftrag dariiber, in welchen Teilen der Verwal-
tung der Senat konkret Energie einsparen wolle. Dieser Vorlage nun entnehme er, dass es
moglich sei, Betrdge und Coz-Reduzierungen darzulegen. Er bitte darum, gegeniiber dem
Hautausschuss zu beziffern, welche Einsparpotenziale mit der Absenkung der Biirotemperatur
auf 19 °C verbunden seien.

Staatssekretirin Jana Borkamp (SenFin) unterstreicht, die Wirtschaftsverwaltung verfiige
iiber erste Zahlen. Diese besagten, dass das Einsparziel von 10 Prozent Energie insgesamt
erreichbar sei, dass dabei aber auch Schwankungen auftriten.

Vorsitzende Franziska Becker macht darauf aufmerksam, dass der Bericht der Wirtschafts-
verwaltung gerade beim Ausschussbiiro eingetroffen sei. Der nunmehr erbetene Bericht solle
rechtzeitig zur Sitzung am 18. Januar 2023 vorgelegt werden, anschlieBend kénne eine Syn-
chronisierung erfolgen.

Bezirke

Punkt 5 der Tagesordnung

Schreiben BA Steglitz-Zehlendorf — BzZBm — vom 0657
10.11.2022 Haupt
Erganzungsplan 2023 des Bezirks Steglitz-

Zehlendorf

Der Ausschuss stimmt ohne Aussprache dem Schreiben rote Nr. 0657 wie beantragt zu und
nimmt den Bericht zur Kenntnis.

Punkt 6 der Tagesordnung

Vertrauliches Schreiben BA Mitte — BzStR — vom 0529 A
08.11.2022 Haupt
Anna-Lindh-Grundschule Vertrauliche
1. Zwischenbericht zu den baulichen Maflnahmen Beratung

2. Nachtrigliche Zustimmung zur Verlingerung des

Mietvertrages

(Berichtsauftrag aus der 24. Sitzung vom 14.09.2022
und gemil Auflage A. 2 — Drucksache 19/0400 zum
Haushalt 2022/23)

Vorsitzende Franziska Becker weist darauf hin, die Debatte finde zunédchst 6ffentlich statt.
Sollten vertrauliche Inhalte angesprochen werden, bitte sie um einen Hinweis, damit sie die
Offentlichkeit ausschlieBen konne.
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Dr. Manuela Schmidt (LINKE) mochte wissen, wie der Stand der Gespréiche hinsichtlich
eines Abrisses des denkmalgeschiitzten Neubaus aussehe.

Bezirksstadtritin Dr. Maja Lasi¢ (BA Mitte; Abt. Schule und Sport) fiihrt aus, das Facility-
Management des BA Mitte sei zu der Auffassung gelangt, aus baufachlicher Sicht sollte das
Gebidude abgerissen werden. Die Bausubstanz sei in erheblichem Malle angegriffen. Auch das
Schulamt Mitte sowie die Schulgemeinsacht sprachen sich ebenfalls fiir den Abriss aus, weil
die aktuellen pddagogischen Anforderungen nicht kompatibel mit dem Raumbestand seien.
Dies hinge u. a. auch mit den Umbauten zusammen, die aufgrund der Herstellung von
Fluchtwegen notwendig gewesen seien. Im Fall einer Sanierung konnten zudem die dringend
benotigten weiteren Plédtze nicht hergestellt werden. Die Untere Denkmalschutzbehdrde hin-
gegen spreche sich klar fiir Erhalt und Sanierung des Gebdudes aus. Derzeit werde ein BA-
Beschluss vorbereitet, der noch im Jahr 2022 gefasst werden solle. Parallel dazu werde eine
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung beauftragt, die die Grundlage fiir die Entscheidung auf Lan-
desebene darstellen solle. Dariiber hinaus fanden parallel Gesprache mit dem Landeskonser-
vator, Dr. Rauhut, statt. Die endgiiltige Entscheidung miisse auf Landesebene getroffen wer-
den.

Christian Goiny (CDU) bittet um Auskunft, was an der Vorlage vertraulich sei. Er kdnne
nichts Vertrauliches darin finden, zumal der Mietvertrag nicht Teil der Vorlage sei.

Torsten Hofer (SPD) geht davon aus, dass der gesamte Vorgang hinreichend medial begleitet
worden sei, weshalb sicherlich ein Weg gefunden werde, den Bericht, bzw. zumindest Teile
davon, 6ffentlich zu machen. — In der Sache handele es sich um eine der groBten Grundschu-
len Berlins. Das Gebdude sei vollig marode und miisse abgerissen werden. Er glaube nicht,
dass das Gebdude so saniert werden konne, dass es nie wieder zur Schimmelbildung komme.
— Habe das zweite Gesprach mit dem Landesdenkmalamt bereits stattgefunden und wenn ja,
mit welchem Ergebnis? Es werde in Aussicht gestellt, dass die Kldrung noch in diesem Jahr
stattfinde, was er fiir dringend geboten erachte. Er bitte darum, dass dem Ausschuss umge-
hend ein Bericht zugeleitet werde, sobald die Kldrung stattgefunden habe.

Dr. Kristin Brinker (AfD) erinnert daran, das Bezirksamt habe urspriinglich ohne Zustim-
mung des Hauptausschusses gehandelt. Sei das jetzt erneut geschehen?

Vorsitzende Franziska Becker bekundet, sollten heute nicht alle Daten présent sein, konnten
diese auch noch schriftlich nachgereicht werden.

Bezirksstadtritin Dr. Maja Lasi¢ (BA Mitte; Abt. Schule und Sport) erldutert, die Vertrau-
lichkeit ergebe sich daraus, dass es in der Sache um die Anmietung von Containern gehe, wo-
bei der Mietvertrag selbst nicht Gegenstand der Vorlage sei. Sie werde priifen, ob die Vertrau-
lichkeit fiir diese Vorlage aufrechterhalten werden miisse. — Das zweite Gesprdach mit dem
Landeskonservator solle in der kommenden Woche stattfinden, wobei es sich dabei aus Sicht
des BA Mitte um vorbereitende Gesprache handele. Das BA Mitte wolle unabhingig von die-
sen Gesprichen noch in diesem Jahr eine Entscheidung treffen und die daraus resultierenden
weiteren Schritte einleiten. Den erbetenen Folgebericht sage sie zu.

Bei ihrer Amtsiibernahme habe sie festgestellt, dass der Vorgang im Sommer nicht perfekt
abgelaufen sei. Sie danke dem Hauptausschuss ausdriicklich fiir seine nachtriagliche Geneh-
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migung des Vorgehens. — Dariiber hinaus habe sie festgestellt, dass die Anmietung der Con-
tainer, in denen sich aktuell die Schiiler und Schiilerinnen der 1. und 2. Klasse befanden, im
Sommer hitte verlangert werden miissen. Allerdings sei bislang kein Folgemietvertrag abge-
schlossen worden. Mit der Vorlage werde darum gebeten, dies nun tun zu diirfen.

Christian Goiny (CDU) bittet darum, der Senat moge darstellen, wie sich die Rechtslage
hinsichtlich des Denkmalschutzes bei Bauvorhaben im Bildungsbereich darstelle und welche
gesetzlichen Mdoglichkeiten es gebe, den Denkmalschutz in diesem Fall aufzuheben. Wenn
Sanierungen aus Denkmalschutzgriinden nicht im notwendigen Umfang und innerhalb eines
angemessenem Zeitrahmens durchgefiihrt werden konnten, dann sollte dariiber unter dem
Rubrum Beschleunigung von Planen und Bauen diskutiert werden. Es miisse einen Austausch
dariiber geben, ob im Rahmen einer politischen Gesamtabwidgung Denkmalschutzbelange
auch einmal zuriickgestellt werden kdnnten.

Sibylle Meister (FDP) bezieht sich auf die Aussage in dem Bericht, dass aus denkmalrechtli-
cher Sicht die Frage der kostenméaBigen Zumutbarkeit bei 6ffentlichen Denkmaélern keine Rol-
le spielen diirfe. Sie werfe die Frage auf, was dies in der Konsequenz bedeute. Wenn Denk-
malschutz immer nur verhindere, werde insgesamt die Bereitschaft abnehmen, Belange des
Denkmalschutzes zu beriicksichtigen.

Torsten Hofer (SPD) glaubt, es bediirfe dringend einer Losung fiir die Anna-Lindh-
Grundschule. Er gebe zu bedenken, dass rund tausend Schiilerinnen und Schiiler diese Schule
besuchten, fiir die man auch Gesundheitsfiirsorge betreiben miisse. Er habe kein Vertrauen,
dass das Gebdude so saniert werden konne, dass Schimmelbildung auf Dauer verhindert wer-
de. — Habe der Landeskonservator im ersten Gesprich bereits signalisiert, wie der Aspekt
Denkmalschutz eingeschétzt werde? Wie zuversichtlich konne man hinsichtlich einer Losung
sein?

Dr. Manuela Schmidt (LINKE) unterstreicht, der Hauptausschuss bendtige Zahlen. Sie for-
dere eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung als Grundlage fiir eine fundierte Entscheidung. Sie
gehe davon aus, dass darin alle Aspekte beriicksichtigt wiirden.

Bezirksstadtritin Dr. Maja Lasi¢ (BA Mitte; Abt. Schule und Sport) betont, bei der zitier-
ten AuBerung, dass die Frage der kostenmiBigen Zumutbarkeit bei 6ffentlichen Denkmilern
keine Rolle spielen diirfe, handele es sich nicht um die Auffassung des BA Mitte, sondern um
eine AuBerung des Landeskonservators. Konkret positioniert habe sich der Landeskonservator
im ersten Gesprach nicht. Es habe sich aber herauskristallisiert, dass fiir ihn entscheidend sein
werde, wie viel nach der Sanierung vom erhaltenswiirdigen Denkmal noch vorhanden sei. Die
vorzulegende Wirtschaftlichkeitsbetrachtung solle verschiedene Aspekte, u. a. auch den letzt-
genannten, umfassen.

Auf die Frage von Christian Goiny (CDU), wann die Berichte vorgelegt werden konnten,
antwortet Bezirksstadtritin Dr. Maja Lasi¢ (BA Mitte; Abt. Schule und Sport), dass die
erbetenen Unterlagen in etwa drei Monaten vorldgen. Sollte frither berichtet werden miissen,
konnte dies zur Folge haben, dass die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nicht abgeschlossen
sei.
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Christian Goiny (CDU) regt an, der erbetene Bericht zu den denkmalrechtlichen Fragen bei
Bauvorhaben im Bildungsbereich moge bereits im Januar vorgelegt werden. Er vermute, dass
die darin enthaltenen Darstellungen fiir die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung relevant seien.

Vorsitzende Franziska Becker hilt fest, der Bericht zu den denkmalrechtlichen Fragen bei
Bauvorhaben im Bildungsbereich werde rechtzeitig zur Sitzung am 18. Januar 2023 erwartet.
Der Bericht zur Notwendigkeit der Vertraulichkeit des Berichts rote Nr. 0529 A sowie die
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung werde bis Ende Marz 2023 erwartet.

Der Ausschuss stimmt dem Schreiben rote Nr. 0529 A wie beantragt zu und nimmt den Be-
richt zur Kenntnis.
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Punkt 7 der Tagesordnung

Vertrauliches Schreiben BA Lichtenberg — FM O F —
vom 24.10.2022

Anmietung von Lagerflichen

Zustimmung zur Mietvertragsverlingerung
gemal Auflage A. 2 — Drucksache 19/0400 zum
Haushalt 2022/23

Inhaltsprotokoll Haupt 19/28

23. November 2022

0655

Haupt
Vertrauliche
Beratung

Der Ausschuss stimmt ohne Aussprache dem Schreiben rote Nr. 0655 wie beantragt zu und
nimmt den Bericht zur Kenntnis.

Abgeordnetenhaus — 01

Punkt 8 der Tagesordnung

Vertraulicher Bericht des Prisidenten des
Abgeordnetenhauses von Berlin vom 07.09.2022
Kantine des Abgeordnetenhauses von Berlin

hier: Beantwortung der Fragen der Fraktion
Biindnis 90 / Die Griinen

(Berichtsauftrag aus der 17. Sitzung vom 18. Mai 2022)

Der Ausschuss nimmt den Bericht rote Nr. 0544 zur Kenntnis.

Regierende Biirgermeisterin — 03

Punkt 9 der Tagesordnung

a)

b)

Bericht RBm — Skzl — ZS B 1 — vom 05.09.2022
Beauftragung einer Steuerberatungsdienstleitung als
Rahmenvereinbarung

gemil Auflage A. 18 — Drucksache 19/0400 zum
Haushalt 2022/23

Bericht SenUMVK - Z F 1 — vom 22.07.2022
Beauftragung einer Gutachten- und
Beratungsdienstleistung

Priifung von Einnahme- und Ausgabesachverhalten
sowie von Vertrigen beziiglich ihrer
steuerrechtlichen Relevanz

gemdl Auflage A. 18 — Drucksache 19/0400 zum
Haushalt 2022/23

0544

Haupt
Vertrauliche
Beratung

0520
Haupt

0425
Haupt
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c) Bericht SenKultEuropa — SE 1 Ge — vom 24.08.2022 0493
Beauftragung einer Steuerberaterleistung als Haupt

Rahmenvereinbarung von 2023 bis 2024 mit
einjidhriger Verlingerungsoption
gemil Auflage A. 18 — Drucksache 19/0400 zum

Haushalt 2022/23
d) Bericht SenFin—1T A 32 —vom 02.11.2022 0649
Angestrebte Beauftragung von Haupt

Steuerberatungsdienstleistungen durch die
Regierende Biirgermeisterin von Berlin —
Senatskanzlei, Senatsverwaltung fiir Kultur und
Europa, Senatsverwaltung fiir Umwelt, Mobilitt,
Verbraucher- und Klimaschutz und
Senatsverwaltung fiir Wirtschaft, Energie und
Betriebe im Zusammenhang mit der ab 01.01.2023
geltenden Neuregelung der Umsatzbesteuerung der
offentlichen Hand — Abgrenzung zur angestrebten
Beauftragung von diesbeziiglichen
Steuerberatungsdienstleistungen durch die
Senatsverwaltung fiir Finanzen

(unaufgefordert vorgelegt)

Vertagt zur Sitzung am 18. Januar 2023 — siehe ,,Vor Eintritt in die Tagesordnung I1.

Punkt 10 der Tagesordnung

Bericht RBm — Skzl -1BM 1 —vom 17.10.2022 0608
Entwicklung des Games- und Haupt
Computerspielebereichs unter Einbeziehung des
Computerspielemuseums

(Berichtsauftrag aus der 18. Sitzung vom 25.05.2022)

Stefan Ziller (GRUNE) bittet die Senatskanzlei darum, die Ergebnisse des Runden Tisches
,»Games‘ sowie den aktuellen Sachstand zum Games Hub dem Hauptausschuss rechtzeitig zur
Sitzung am 18. Januar 2023 zur Verfiigung zu stellen.

Christian Goiny (CDU) begriif3t es, dass das Computerspielemuseum in den Fokus geriickt
worden sei. Er schliee sich der Berichtsbitte an.

Elke Breitenbach (LINKE) fragt, ob das Computerspielmuseum mittlerweile die Férdermit-
tel erhalten habe.

Staatssekretir Dr. Severin Fischer (SKzl) sagt einen Bericht bis zum 18. Januar 2023 zu.
Der Runde Tisch ,,Games™ biete der Spielebranche einen guten Anlass, mit der Regierenden
Biirgermeisterin in den Dialog zu treten. Der Games-Bereich sei fiir Berlin ein bedeutender
Wirtschaftszweig und verdiene mehr Aufmerksamkeit. Das Computerspielemuseum sei eben-
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falls zu der Diskussionsrunde eingeladen worden. Das Museum erhalte keine Férderung, je-
doch werde die Internationale Computerspielesammlung im kommenden Jahr im Einzel-
plan 03 mit 300 000 Euro beriicksichtigt. Sollte die erwartete Kofinanzierung mit dem Bund
zustande kommen, konnten die Mittel erhoht und die Internationale Computerspielesammlung
in Berlin angesiedelt werden.

Der Ausschuss nimmt den Bericht rote Nr. 0608 zur Kenntnis.

Punkt 11 der Tagesordnung

a) Bericht RBm —Skzl-1BM 1 —vom 31.10.2022 0641
Entwicklung der VFX-Forderung und Maf3inahmen Haupt
Forderung Games-Standort
(Berichtsauftrag aus der 17. Sitzung vom 18. Mai 2022)

b) Anlage zur roten Nummer 0641 0641-1
Haupt

Christian Goiny (CDU) bittet um Bestitigung, dass die in den Haushaltsansidtzen veran-
schlagten Mittel fiir 2022 und 2023 dem Medienboard ab Januar in voller Héhe und nicht
monatsweise in Einzeltranchen zur Verfiigung stiinden.

Staatssekretir Dr. Severin Fischer (SKzl) bekréftigt, es bestehe Einigkeit dariiber, dass die
veranschlagten Mittel auch verausgabt werden sollten. In diesem Jahr sei der Rahmen weitge-
hend ausgeschopft worden. Trotz der vorldufigen Haushaltswirtschaft werde versucht, die
Mittel Anfang des Jahres zur Verfligung zu stellen. Diesbeziiglich befinde sich die Senats-
kanzlei in Abstimmung mit der Finanzverwaltung. Gleichzeitig werde der Abbau von Barbe-
stainden beim Medienboard fortgesetzt. Um eine dauerhafte und kontinuierliche Finanzierung
zu ermoglichen, sei zudem die Umstellung auf Verpflichtungserméachtigungen erfolgt.

Christian Goiny (CDU) fragt, ob er den Staatssekretir richtig verstanden habe, dass dem
Medienboard der fiir den Haushaltsansatz 2023 vorgesehene Betrag bereits zu Beginn des

Jahres flir das VFX-Forderprogramm zur Verfiigung stehe.

Staatssekretir Dr. Severin Fischer (SKzl) bestétigt, hinsichtlich der VFX-Foérderung werde
Anfang des Jahres die volle Fordersumme fiir 2023 an das Medienboard ausgereicht.

Der Ausschuss nimmt den Bericht rote Nr. 0641 und die Anlage 0641-1 zur Kenntnis.
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Punkt 12 der Tagesordnung

Bericht RBm — Skzl -1 B M 2 — vom 28.10.2022 0642
Fortschrittsbericht zur Umsetzung der Anderung Haupt
des Vorwegabzugs bei der Medienanstalt Berlin-
Brandenburg (mabb) und anderen davon

betroffenen Institutionen

(Berichtsauftrag aus der 17. Sitzung vom 18. Mai 2022)

Christian Goiny (CDU) fragt, wann der mabb-Staatsvertrag in beiden Landtagen zur Be-
schlussfassung vorliegen werde.

Sibylle Meister (FDP) teilt mit, es habe sie liberrascht, dass Berlin fehlende Mittel ausgleiche
und Brandenburg nicht. Warum mache Brandenburg das nicht? Wenn sie es richtig verstan-
den habe, solle die mabb etwas mehr Geld aus den Rundfunkbeitridgen erhalten. Als ,,normale
Zeitungsleserin‘ habe sie den Eindruck gewonnen, dass die Mittel aus den Rundfunkbeitrigen
umfassend seien. Warum miissten diese Mittel {iberhaupt ausgeglichen werden?

Staatssekretir Dr. Severin Fischer (SKzl) bemerkt vorweg, dass der Vorwegabzug eine
komplexe Materie sei. Das Medienboard erhalte einen Anteil am Rundfunkbeitrag, davon
werde ein Anteil an die mabb zuriickgefiihrt. Dieser Anteil liege bislang bei 33 Prozent. Eine
Reduzierung dieses Anteils miisste das Medienboard kompensieren. Berlin und Brandenburg
missten diese Entscheidung gemeinsam treffen. Der Berliner Haushaltsgesetzgeber habe be-
schlossen, 2023 350 000 Euro fiir das Medienboard bereitzustellen. Wenn das so erfolge,
verbleibe eine Liicke von 250 000 Euro. Diese Liicke kdnne entweder durch das Land Bran-
denburg oder aus dem Ansatz fiir das Medienboard geschlossen werden.

Er habe gehort, dass in die Haushaltsverhandlungen in Brandenburg Bewegung gekommen
sei und sich Brandenburg womoglich doch noch zu einer Beteiligung an der Finanzierung
entschlieBen werde. Der Berliner Anteil von 350 000 Euro werde jedoch in jedem Fall fillig.
Voraussetzung sei eine Anderung des Medienstaatsvertrags. Der Zeitplan mit der Staatskanz-
lei in Brandenburg sehe vor, dass Januar / Februar ein abgestimmter Entwurf mit den Ande-
rungen vorliegen werde. Er hoffe, dass im dritten Quartal des kommenden Jahres das Verfah-
ren zum Abschluss komme. Dann koénne die Finanzierung des Vorwegabzuges riickwirkend
zum 1. Januar 2023 und die Finanzierung der mabb in H6he von 600 000 Euro vorgenommen
werden. Je frither das erfolge, desto frither konne auch eine Planungssicherheit bei der mabb
erreicht werden.

Der Ausschuss nimmt den Bericht rote Nr. 0642 zur Kenntnis.
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Inneres, Digitalisierung und Sport — 05

Punkt 13 der Tagesordnung

a) Zwischenbericht SenInnDS —T A 12 — vom 12.10.2022 0506 A
Wiederholungswahlen Haupt
(Berichtsauftrag aus der 15. Sitzung vom 11.05.2022)

m.d.B. um Fristverlingerung bis zum 30.11.2022

b) Zwischenbericht SenInnDS — T A 12 — vom 14.11.2022 0506 B
Wiederholungswahlen Haupt
(Berichtsauftrag aus der 15. Sitzung vom 11.05.2022)

Christian Goiny (CDU) bittet darum, dass SenlnnDS dem Hauptausschuss rechtzeitig zur
Sitzung am 15. Mérz 2023 in einem Folgebericht darstelle, welche personellen, strukturellen,
organisatorischen und rechtlichen Verdnderungen dauerhaft zur Verbesserung der Organisati-
on und Durchfiihrung von Wahlen in Berlin vorgenommen werden sollten.

Sebastian Schliisselburg (LINKE) gibt zu bedenken, dass ein Bericht nicht das alleinige In-
strument sei, um die notwendigen rechtlichen, organisatorischen sowie haushalterischen Kon-
sequenzen vorzunchmen. Der Altestenrat habe als zentrales Steuerungsinstrument eine Ar-
beitsgruppe eingerichtet, die sich sowohl mit den rechtlichen Implikationen, die sich aus dem
Gerichtsurteil ergdben, als auch mit den Erkenntnissen befasse, die einerseits durch die Exper-
tinnen- und Expertenkommission des Senats und andererseits durch parlamentarisches Nach-
halten gewonnen wiirden. Es sei jetzt nicht die Situation, die Hinde in den Schoss zu legen,
die Durchfiihrung der Wiederholungswahl abzuwarten und erst im Nachgang auf Grundlage
von Berichten und anderen Erkenntnisstinden aktiv zu werden, sondern es miisse mit den
Befunden, die aktuell vorldgen, vorausschauend und verantwortungsbewusst gearbeitet wer-
den.

Welche zwei Biirgeramter miissten aufgrund der Wahlvorbereitungen geschlossen werden?
Sei es denkbar, das weitere hinzukdmen? Welche Dienstleistungen seien konkret von den
SchlieBungen betroffen? Wie konnten diese anderweitig abgefangen werden? Warum seien in
anderen Bereichen SchlieBungen nicht erforderlich?

Wie werde vor dem Hintergrund, dass es bekanntermallen auch im Land Berlin immer wieder
zu Problemen und erheblichen Leistungsstdrungen bei der Postzustellung komme, gewéhrleis-
tet, dass der Versand der Briefwahlunterlagen sowie der Riickfluss rechtzeitig erfolgten? —
Das Bezirksamt Treptow-Kopenick habe mit Hinweis auf die Herausforderungen im Post-
dienstleistungsbereich in den Sozialen Medien dazu aufgefordert, den Antrag auf Briefwahl
bereits jetzt zu stellen und die Unterlagen rechtzeitig zuriickzusenden oder personlich vorbei-
zubringen. Seiner Kenntnis nach sei noch keine Frist festgelegt, bis wann das aktualisierte
Wahlverzeichnis vorliege. Wie werde verfahren, wenn sich Antragsstellende bei dem Be-
zirksamt meldeten, die noch nicht im Wahlverzeichnis registriert seien?

Christian Hochgrebe (SPD) begriif3t es, dass sich der Hauptausschuss noch einmal mit der

Thematik befasse. Am vergangenen Montag habe es dazu eine Sondersitzung des Innenaus-
schusses gegeben, und auch das Plenum habe sich bereits mehrfach damit befasst. Im Nach-
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tragshaushalt seien 39 Mio. Euro fiir eine storungsfreie Durchfiihrung der Wiederholungswahl
eingestellt worden.

Den Aufforderungen der CDU-Fraktion an den Senat, Rechtsdnderungen vorzunehmen, halte
er entgegen, dass nicht der Senat, sondern das Parlament fiir Rechtsinderungen zustiandig sei.

Er sei dankbar, dass in der Vergangenheit einiges passiert sei und sich die Innensenatorin dem
Thema mit Hochdruck gewidmet und beispielsweise frithzeitig die Expertenkommission so-
wie die Arbeitsgruppe Wahlen eingesetzt habe. Sie habe sich auch fiir eine einheitliche Hand-
habung in den Bezirken stark gemacht. Es sei irritierend, dass einzelne Bezirksdmter aus-
scherten und eine Sonderkommunikation betrieben. Wie konnten solche ungiinstigen Kom-
munikationswege verhindert und eine einheitliche Kommunikation gewéhrleistet werden?

Es sei zu begriiflen, dass sich die CDU-Fraktion nach langem Ringen dazu entschieden habe,
bei der Arbeitsgruppe des Altestenrats mitzuwirken. Dort wiirden alle notwendigen Anderun-
gen besprochen werden, u. a. die Professionalisierung des Konzepts zur Biirgerwahl, der Aus-
bau der Landeswahlleitung zu einem Landeswahlamt — auch personell —, die Definition ver-
bindlicher Standards, die Vereinheitlichung der Prozesse in den Bezirken und mdglicherweise
die Riickkehr zu dem Konzept, das neben der Rechtsaufsicht auch eine Fachaufsicht des Lan-
deswabhlleiters vorsehe. — Er habe in einer Rede im Parlament gefordert, dass die Wahllokale
eine 120-prozentige Ausstattung mit Stimmzetteln erhielten, nun sei sogar eine 140-
prozentige Ausstattung vorgesehen. Damit sei gewihrleistet, dass in jedem Wahllokal bereits
am Vorabend alle Stimmzettel vorldgen. — Er kiindige an, dass seine Fraktion bis Freitag noch
einige Fragen schriftlich einreichen werde.

Julia Schneider (GRUNE) weist darauf hin, dass die Wahlorganisation ein Verwaltungspro-
jekt par excellence sei, bei dem Senat und Parlament ineinandergreifen und zusammen funk-
tionieren miissten. Sie schlage vor, den Berichtsauftrag zur Mitberatung in den UA Verwal-
tung zu tiberweisen und kiindige an, die Innenverwaltung nach den Riickmeldungen der Be-
zirkswahlleitungen im Nachgang zu befragen.

Es sei kein Geheimnis, dass ihre Fraktion es begriiite, wenn das Volksbegehren ,,Berlin 2030
klimaneutral* gemeinsam mit der Berlinwahl stattfande. Wie hoch seien die zusétzlichen Kos-
ten, wenn der Volksentscheid getrennt von der Berlinwahl durchgefiihrt wiirde?

Steffen Zillich (LINKE) trdgt vor, dass es bei der Behandlung der Fragen, die einerseits mit
der Wiederholungswahl und andererseits mit den Konsequenzen, die aus der Anordnung der
Wiederholungswahl gezogen werden miissten, zusammenhingen, um das parlamentarische
Verstindnis gehe. Es spreche nichts dagegen, Berichtsauftrige an unterschiedliche Ausschiis-
se zu richten. Es sei aber wichtig, ein gemeinsames Verstindnis dafiir zu entwickeln, dass mit
dem Parlament auch der Form nach ein auBBergewohnlicher Ort eingerichtet sei, an dem nicht
nur Berichte ausgelost, sondern Dinge auch diskutiert wiirden. Es gebe die gemeinsame par-
lamentarische Verantwortung, bei den Vorbereitungen zur Wiederholungswahl in den Aus-
tausch mit dem Senat zu treten, um mdgliche Probleme, Problemanzeigen und Konsequenzen,
die aktuell oder perspektivisch gezogen werden miissten, zu besprechen. Das gemeinsame
Interesse miisse sein, die parlamentarische Behandlung beim Senat zu biindeln — auch, weil
die Kommunikation beziiglich Berichtsauftrigen und Ahnlichem dann schneller und anders
verlaufen konne.
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Dr. Kristin Brinker (AfD) wirft ein, angesichts der aktuellen Debatten sei es erstaunlich,
dass die Wahlorganisation in den letzten Jahrzehnten sogar ohne Computer funktioniert habe.
— Sei zum jetzigen Zeitpunkt sichergestellt, dass ausreichend Papier vorhanden und auch fi-
nanziell unterlegt sei? — Auch ihr erschlie8e sich nicht, warum und in welchem Umfang Biir-
gerdmter geschlossen werden miissten.

Christian Goiny (CDU) entgegnet dem Abgeordneten Schliisselburg, er habe als ,,einfacher*
Haushaltspolitiker groBen Respekt vor den Kolleginnen und Kollegen im Altestenrat. Deswe-
gen habe er seinen Berichtswunsch auf Mérz terminiert. Er gehe davon aus, dass zu diesem
Zeitpunkt die Wiederholungswahl stattgefunden habe und alle relevanten Diskussionen auch
im Altestenrat weit fortgeschritten seien. — Ihn interessiere ausschlieBlich, welche Konse-
quenzen der Senat fiir die Aufstellung des Doppelhaushalts 2024/2025 ziehen werde.

Den Belehrungen des Abgeordneten Hochgrebe, dass das Parlament der Gesetzgeber sei, hélt
er entgegen, dass er von notwendigen ,,rechtlichen Verdnderungen“ gesprochen habe, zu de-
nen auch Verordnungen ziihlten, die der Senat beschlieBe. Beispielsweise miissten Anderun-
gen bei den Stellenbeschreibungen auf Bezirks- und Hauptverwaltungsebene rechtlich abge-
bildet werden, um fiir die Vorbereitung und Durchfiihrung von Wahlen einen grof3eren Pool
von Beschiftigten zu erhalten, die gegebenenfalls verpflichtend herangezogen werden kénn-
ten.

Es diirfe nicht versucht werden, aus einer plotzlichen Nervositéit heraus mit Schuldzuweisun-
gen zu punkten. Er erinnere daran, dass auf die Frage der CDU-Fraktion im Oktober 2020
damals Frau Smentek und der Senat ausgefiihrt hitten, dass die Wahlen 2021 gut organisiert
seien. Er halte es daher fiir legitim, im Parlament und auch im Hauptschuss erneut nachzufra-
gen. Er erinnere daran, der Innenstaatssekretdr Akmann habe 2020 die Landeswahlleiterin aus
seinem Haus entfernen wollen und sie deswegen am Rechnungshof untergebracht. Daraufhin
habe die CDU-Fraktion gefragt, warum eine Mitarbeiterin, die die Wahlen zu organisieren
habe, plotzlich die angebliche Mehrarbeit am Landesrechnungshof bewiltigen solle. Die
Antwort habe gelautet, dass die Wahlorganisation nicht so aufwendig und gut vorbereitet sei.
Das habe sich im Nachhinein als unwahr herausgestellt.

Zum aktuellen Zeitpunkt interessierten ihn die mittel- und langfristigen Konsequenzen, die
das Land Berlin ziehen wolle und miisse, um jenseits der aktuellen Vorbereitung und Durch-
fiihrung der Wiederholungswahlen dauerhaft in der Lage zu sein, ordnungsgeméaf3e Wahlen zu
organisieren — kiinftig auch ohne internationale Wahlbeobachter.

Stefan Ziller (GRUNE) bemerkt eingangs, Wahlbeobachterinnen und -beobachter titen der
Demokratie gut. Das gehore heutzutage dazu, deswegen brauche sich Berlin nicht zu verste-
cken. — Vor dem Hintergrund, dass bei den Biirgerdmtern nach wie vor das 14-Tage-Ziel gel-
te, frage er, wie der Senat die Bezirke davon abbringen wolle, einen Teil der Biirgerdmter bis
zur Wahl zu schlieen und Termine abzusagen, bzw. dazu bringen werde, die Einschrinkun-
gen zu minimieren. Er verweise auf den Springerinnen- bzw. Springerpool, der mit dem Koa-
litionsvertrag auf den Weg gebracht worden sei und die Bezirke moglicherweise darin unter-
stiitzen konne, die Biirgerdmter friiher als angekiindigt wieder zu 6ffnen. Die Berlinerinnen
und Berliner erwarteten, dass die Biirgerdmter funktionierten und auch im Januar und Februar
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Termine zur Verfiigung stiinden. Er bitte darum, diese Frage in den angeforderten Bericht
mitaufzunehmen.

Sibylle Meister (FDP) fragt, ob von nun an immer damit gerechnet werden miisse, dass die
Biirgerdmter vor Wahlen nicht besetzt seien.

Torsten Schneider (SPD) entgegnet auf die AuBerungen der Abgeordneten Schneider, dass,
wenn im Senat die Vision, von der er taglich in der Zeitung lese, existiere, den Volksent-
scheid mit der Wiederholungswahl zu verbinden, Eile geboten sei. Er verweise dazu auf die
Verfassung von Berlin Artikel 62 Absatz 4 Sitze 3, 4 und 5. Er kenne kein Gesetzesvorhaben
in Volksentscheiden, zu dem das Berliner Abgeordnetenhaus geschwiegen habe, also weder
ein eigenes Gesetz oder einen Beschluss zur Abstimmung gestellt, noch ein Gesetz im We-
sentlichen unverédndert ibernommen habe. Er erwarte vom Senat, wenn es eine neue Bewer-
tung gebe, mitten in einer Energiekrise die Klimaziele zu verschirfen — gleichgiiltig, ob diese
bei einer Demonstration oder woanders vorgetragen werde —, dass er diese zu lesen bekomme,
um sich als Fraktion und als Parlament — er sei sich sehr sicher, dass jede Fraktion die Verfas-
sung kenne und denselben Anspruch fiir sich definiere — unter Einhaltung von Terminleisten
zu etwaigen neuen inhaltlichen Visionen verhalten zu konnen. Es diirfe nicht nur Populismus
betrieben werden.

Staatssekretir Dr. Ralf Kleindiek (SenInnDS) antwortet, dass der Senat versuche, soweit es
in der akuten Situation moglich sei, bei der Vorbereitung zu der Wiederholungswahl die
rechtlichen und administrativen Voraussetzungen mitzudenken. Gleichwohl seien die Ande-
rungen, zu denen der Senat befugt sei, beispielsweise in der Landeswahlordnung vorgenom-
men worden. Es seien z. B. die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen worden, die Wahllo-
kale bereits vor dem Wahlwochenende mit Stimmzetteln auszustatten. Das sei eine der MaB3-
nahmen, die die Expertenkommission empfohlen habe. Entsprechend der Vorgaben des Lan-
desverfassungsgerichtshofs wiirden mehr Wahlkabinen aufgestellt sowie die Anzahl der
Briefwihlenden und der Nichtwihlenden stirker berticksichtigt. Auf die verdanderte Situation
sei schnell reagiert worden.

Er sei nicht nur Chief Digital Officer — CDO —, sondern auch Amtschef der Senatsverwaltung
fiir Inneres, Digitalisierung und Sport und in dieser Funktion auch fiir den Bereich Beschaf-
fung verantwortlich. Am 7. November 2022 sei die Vergabeentscheidung fiir die Beschaffung
und den Druck des Papiers getroffen worden. Dabei sei auch die Lieferfahigkeit aller Beteilig-
ten berlicksichtigt worden. Angesicht der aktuellen Weltlage sei die Papierbeschaffung nicht
trivial, sondern ein konkretes Problem. So seien die Fabriken zweier weltmarktfiihrender Pa-
pierproduzenten in der Ukraine zerstort worden. Mit denen im Nachtragshaushalt eingestell-
ten 39 Mio. Euro — 30 Mio. Euro fiir die Bezirke, 9 Mio. Euro fiir die Landesebene — sei die
Durchfiihrung der Wiederholungswahl ausreichend finanziert.

Das Vorgehen im Bezirk Treptow-Kopenick halte er fiir nicht optimal. Als eine Konsequenz
der anstehenden Wahlwiederholung sei mit den Bezirken eine andere Art und Weise der
Wahlvorbereitung etabliert worden. Beispielsweise tage regelméfig die AG Wahlen, in der
die Bezirke, die Landeswahlleitung und die Senatsinnenverwaltung vertreten seien. Er werde
auf der heutigen Sitzung der AG Wahlen dafiir sorgen, dass die praktischen Konsequenzen,
die sich aus dem Beispiel Treptow-Kopenick ergidben, angesprochen wiirden. Der Abgleich
des Wahlverzeichnisses, der dafiir relevant sei, wer wahlberechtigt sei, erfolge zum
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30. Dezember 2022. Das bedeute, wenn zum jetzigen Zeitpunkt jemand in Treptow-Kopenick
einen Antrag auf Briefwahl stellte, miisse gleichwohl {iberpriift werden, ob der- oder diejenige
am 30. Dezember 2022 noch wahlberechtigt sei.

SenInnDS fiihre mit den beiden Zustelldienstleistern — PIN AG und Post AG — regelméafig
Gespriache und unternehme alles Erforderliche, um eine rechtzeitige Zusendung sicherzustel-
len. Das sei eine besondere Herausforderung. Um die Briefwahl in den einzelnen Schritten
der Zustellung sicherzustellen, wiirden konkrete Verabredungen auf den unterschiedlichen
Ebenen getroffen.

Das Thema Biirgerdmter beschiftige SenIlnnDS in mehrfacher Hinsicht. Er sei nicht froh dar-
iiber, dass es bereits zu SchlieBungen einzelner Standorte gekommen sei. Aktuell sei in sechs
Bezirken in der Regel ein Standort geschlossen oder eine Schliefung geplant; in sechs Bezir-
ken — Mitte, Friedrichshain-Kreuzberg, Spandau, Steglitz-Zehlendorf, Tempelhof-Schoneberg
und Treptow-Kopenick — sei eine SchlieBung nicht vorgesehen. Fiir die SchlieBungen gebe es
unterschiedliche Griinde. Einer davon seien die verdnderten Fristen, so miisse die Wiederho-
lungswahl innerhalb von 90 Tagen organisiert werden, normalerweise sei dafiir ein Jahr vor-
gesehen. In den Bezirken miisse u. a. Personal aus den Meldedmtern fiir den Melderegisterab-
gleich abgezogen werden.

Ferner miisse auch die Gesamtsituation in die Betrachtung miteinbezogen werden. Zum Bei-
spiel werde am 1. Januar 2023 eine Wohngeldreform eingefiihrt, durch die die Anzahl der
Wohngeldberechtigten von 25 000 auf mindestens 100 000 ansteigen werde. Weiterhin stell-
ten die Folgen der Coronapandemie, die Gefliichteten aus der Ukraine sowie die administrati-
ve Bewiltigung der Energiekrise Herausforderungen dar. Er gehe davon aus, dass Mehrfach-
belastungen langfristig dazu gehdrten und Uberlegungen zum Personal, zu Ressourcen und
rechtlichen Strukturen, die die Zusammenarbeit zwischen Land und Bezirken bestimmten,
danach ausgerichtet werden miissten. Die Wiederholungswahl und die Griinde, die dazu ge-
fiihrt hitten, seien daher auch als Lehrbeispiel anzusehen.

Der Senat habe vor geraumer Zeit die erforderlichen MaBBnahmen eingeleitet, um die Bezirke
u. a. bei der Rekrutierung von neuem Personal zu unterstiitzen. Dariiber hinaus arbeite die
Innverwaltung mit Hochdruck daran, mit Hilfe von Personaldienstleistern einen zentralen
Pool — im Idealfall bestehend aus 180 Personen, 15 Personen pro Bezirk — zu schaffen, aus
dem die Bezirke fiir die Zeit vom 15. Dezember 2022 bis 15. Februar 2023 Personal abrufen
konnten, um die Arbeiten zu unterstiitzen, die keine besonderen Verwaltungserfahrungen er-
forderten. Diese Maflnahme solle dazu beitragen, dass moglichst viele Mitarbeitende in den
Biirgerdmtern ihren eigentlichen Aufgaben nachgehen konnten. Es sei ihm bewusst, dass die-
ses Vorgehen beziiglich der Personaldienstleister kritisch gesehen werde. Es werde besonders
darauf geachtet, dass die Arbeitsbedingungen reguldr und anstindig seien.

Das Verfahren fiir die Wahlhelfenden sei angelaufen. Stand gestern hétten sich iiber die Onli-
neanmeldung 25 000 Wahlhelfende gemeldet. Das sei fiir die kurze Zeit eine sehr gute Zahl.
Insgesamt wiirden circa 42 000 bis 43 000 Wahlhelfende benétigt. Er sei optimistisch, dass
diese Zahl erreicht werde.

Nach bisherigen Erfahrungen koste ein getrennt durchgefiihrter Volksentscheid rund 2 Mio.
Euro. Durch die Entscheidung des Landesverfassungsgerichts gilten nicht nur fiir die Durch-
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fiihrung von Wahlen sondern auch von Volksentscheiden andere Anforderungen, die voraus-
sichtlich zu einer weiteren Erh6hung der Kosten fiihrten. Der gesetzliche Regelfall sei, dass
Volksentscheide gemeinsam mit Wahlen durchgefiihrt wiirden. Es miisse nun entschieden
werden, wie die besonderen Voraussetzungen der Wiederholungswahl zu beriicksichtigen
seien. Die Innenverwaltung sei dabei, die unterschiedlichen Szenarien ergebnisoffen auszu-
buchstabieren, um dem Senat eine mdglichst gute Entscheidungsgrundlage zu liefern. In diese
Uberlegungen wiirden auch die moglichen Auswirkungen auf das Handeln des Parlaments
miteinbezogen.

Christian Goiny (CDU) fragt, ob das Verfahren, das Treptow-Kd&penick anwende, aus Sicht
des Staatssekretérs zulédssig sei. Falls es nicht zuldssig sei, ab wann kdnne so verfahren wer-
den? — Wann befianden sich bei allen Wahlberechtigten die Wahlbenachrichtigungen in den
Briefkésten?

Sibylle Meister (FDP) duBert, die Ausfiihrungen des Staatssekretérs, die Biirgerdamter miiss-
ten aufgrund multipler Krisen geschlossen werden, empfinde sie als schwierig. Moglicher-
weise miisse demnéchst auch die Bundestagswahl zumindest teilweise wiederholt werden.
Wenn kiinftig vor jeder Wahl und bei jeder Krise Biirgerdmter geschlossen wiirden, fiihre dies
zu einem schwierigen Kreislauf.

Ihr sei auch noch nicht klar, wie das Problem hinsichtlich Post und Briefwahl wirklich geldst
worden sei. Der Staatssekretér habe darauf hingewiesen, dass alle miteinander sprechen miiss-
ten, das Ereignis stehe jedoch unmittelbar bevor. Sie bitte daher um konkrete Angaben, wie
sichergestellt werde, dass die Briefwahlergebnisse der Berlinerinnen und Berliner rechtzeitig
vorldgen.

Sebastian Schliisselburg (LINKE) bittet darum, miindlich oder schriftlich auszufiihren, wel-
che Standorte und welche Dienstleistungen in den sechs Bezirken konkret betroffen seien.
Wie werde gewihrleistet, dass an den weiterhin gedffneten Standorten die Dienstleistungen,
z. B. Meldungen, fiir die gesetzliche Fristen vorgeschrieben seien, bearbeitet wiirden. Er er-
warte, dass niemand, der aufgrund fehlender Termine vorgesehenen Fristen nicht eingehalten
habe, belangt werde, obgleich ein haushélterisches Interesse darin bestehe, dass beispielswei-
se Anmeldungen eines Zweitwohnsitzes ziigig erfolgten.

Er begriile, dass der Staatssekretir die ,,kakophonische Kommunikation* des Bezirksamts
Treptow-Kopenick in der AG Wahlen ansprechen werde. Das Urteil des Verfassungsgerichts-
hofs verpflichte das Land Berlin, alles zu tun, um in der Vorbereitungsphase rechtserhebliche
Fehler zu verhindern. Die Landeswahlleitung, die Senatsverwaltung fiir Inneres, Digitales und
Sport sowie die Rechtsaufsicht miissten in jedem Fall verhindern, dass fiir die Biirgerinnen
und Biirger in Treptow-Kopenick oder anderen Bezirken eine verwirrende Kommunikation
entstehe und moglicherweise Wahlscheine vor dem Abgleich des Wahlverzeichnisses rausge-
schickt wiirden.

Benedikt Lux (GRUNE) fasst zusammen, dass nach derzeitigem Stand die Durchfiihrung der
Wahlwiederholung am Geld und am freiwilligen Personal nicht scheitern werde. Er bitte da-
rum, die Frage nach der Anleitung der ehrenamtlichen Wahlhelfenden in den angeforderten
Folgebericht mitaufzunehmen. Die auf der Sondersitzung genannte Verweildauer in den
Wahlkabinen von vier Minuten sowie die drei geplanten Wahlkabinen pro Ort erschienen ihm
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zu gering. Mit welchem Prisenzwahlanteil der Wiahlerinnen und Wéhler sei gerechnet wor-
den? Er warne davor, mit einem zu niedrigen Prisenzwahlanteil und einer zu niedrigen Wahl-
beteiligung insgesamt zu rechnen. Es gebe bei der Stimmabgabe zwei Staumdoglichkeiten,
zum einen an den Wahlkabinen, zum anderen bei der Uberpriifung der Wahlberechtigungen.
Diese seien nach seinem Dafiirhalten in die Einschidtzung nicht einbezogen worden. Er plidie-
re dafiir, falls notig, groBere Raume oder Turnhallen anzumieten, auch wenn sich dadurch die
Kosten erhdhten.

Er bedanke sich bei dem Staatssekretér fiir das Bekenntnis, dass es dem gesetzlichen Auftrag
entspreche, Volksentscheide und Wahlen, wenn mdglich, zusammenzulegen. Er habe noch
keine ausschlaggebenden Griinde gehort, weshalb das nicht moglich sei. Nach dem Gesetz sei
der Umfang der Begriindungspflicht deutlich gréer, wenn Volksentscheid und Wahlen nicht
zusammengelegt wiirden. Der Verweis des Abgeordneten Schneider auf Artikel 63 der Ver-
fassung von Berlin gehe fehl, da gemif des Artikels das Abgeordnetenhaus Stellung nehmen
konne — nicht miisse. Beispielsweise habe das Abgeordnetenhaus bei dem Volksentscheid
»Deutsche Wohnen & Co. enteignen® nicht Stellung genommen. Der Beschleunigungseffekt
werde vom Gesetz unterstiitzt, damit die Beteiligung mdglichst hoch sei und Kosten einge-
spart wiirden. — Erhielten die rund 20 000 benétigten Wahlhelfenden bei einem getrennt
durchgefiihrten Volksentscheid ebenfalls 240 Euro? Daraus ergiben sich allein flir die Wahl-
helfenden rund 4,8 Mio. Euro. — Er bitte darum, dass diese Fragen ebenfalls schriftlich beant-
wortet wiirden.

Sebastian Schliisselburg (LINKE) fragt, ob im Urnenwahl- und im Briefwahlbereich Probe-
durchlédufe, insbesondere in den besonders fehlerbehafteten Stimmbezirken, geplant seien. —
Weiter bitte er um eine Einschitzung zum Umgang mit der Verdffentlichung von Wahlprog-
nosen nach 18 Uhr unter Beriicksichtigung der Ausfithrungen des Landesverfassungsgerichts.

Staatssekretir Dr. Ralf Kleindiek (SenlnnDS) antwortet, seiner Einschédtzung nach sei das
Vorgehen des Bezirks Treptow-Kopenick weder unzuléssig noch rechtswidrig. Es sei aus sei-
ner Sicht jedoch kein kluges Vorgehen, da es eine zusitzliche Uberpriifung erforderlich ma-
che. Die vorgesehene Abfolge — vom Abgleich mit dem Melderegister am 30. Dezember 2022
bis zum Eintreffen der Briefwahlunterlagen in den Briefkdsten am 4. Januar 2023 — lasse sich
durch eine frithzeitigere Antragstellung nicht beschleunigen.

Zentraler Dienstleister des Landes Berlin sei die PIN AG. Mit der Post AG sei verabredet
worden, dass diese gegebenenfalls bei der Zustellung unterstiitzen und am Samstag eine Son-
derleerung der Briefkésten bis 18 Uhr durchfiithren werde, sodass eine Zustellung der Wahl-
briefe bei den Bezirkswahldmtern am Sonntag erfolgen konne.

Je nach Grofe der Wahllokale seien drei bis sechs Wahlkabinen geplant. Nach der Rechtspre-
chung des Verfassungsgerichts werde bei der Kalkulation von einer hundertprozentigen
Wabhlbeteiligung — 45 Prozent Briefwahl, 55 Prozent Prisenzwahl — ausgegangen.

Fir die Schulungen der freiwilligen Wahlhelfenden sei ebenfalls das sogenannte Erfri-
schungsgeld vorgesehen. Die deutliche Erhohung des Erfrischungsgelds von 60 Euro auf
240 Euro sei einmalig flir die Wiederholungswahl vorgesehen. In allen Bezirken, aufler in
Marzahn-Hellersdorf, sei es mdglich, auf andere Standorte auszuweichen. Es sei nicht davon
auszugehen, dass kiinftig diese Situation bei jeder Wahl eintreten werde. Die Durchfiihrung
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der Wiederholungswahl sei eine besondere Herausforderung und nicht mit der in Rede ste-
henden Wiederholung der Bundestagswahl vergleichbar. — Die Fragen nach den Probeldufen,
den Medienprognosen und an welchen Biirgerdmtern eine SchlieBung geplant sei, wiirden
schriftlich beantwortet und nachgereicht.

Staatssekretirin Jana Borkamp (SenFin) ergédnzt, ein wichtiger Punkt fiir die eigene Bereit-
stellung von Personal sei die Basiskorrekturzusage der Senatsverwaltung fiir Finanzen. Dazu
sei den Bezirken friihzeitig signalisiert worden, dass MaBBnahmen im Zuge der Wahl, z. B.
Anmietungen oder Einstellung von Personal, als Basiskorrekturtatbestdnde anerkannt wiirden.
SenFin habe die Bezirke gebeten, all das, wofiir sie keine konkreten Planungen brauchten,
sondern bereits fiir abstrakt relevant titen, rechtzeitig anzugehen. Gleichzeitig sei mit der Ge-
schiftsstelle der GPE in Neukdlln zu diesem und zu dem Bereich Wohngeld gesprochen wor-
den. Die GPE habe bereits im Zuge der Ukrainesituation das freiwillige Angebot fiir alle Be-
zirke hinsichtlich Ausschreibungen, Marketing, Auswahlverfahren zentral koordiniert, organi-
siert und durchgefiihrt, um Personal schnell besetzen zu konnen. Weiter sei allen Bezirken
empfohlen worden, zu priifen, inwieweit sie aufgrund der Kurzfristigkeit auslaufende Be-
schiftigungspositionen aus den Gesundheitsimtern und aus dem Bereich Ukraine nutzen
konnten, um bei den Wahlen bereits vorhandenes ,,verwaltungsaklimatisiertes* Personal ein-
setzen zu konnen. Normalerweise hitten die Bezirke einen gewissen Vorlauf, um Beschéfti-
gungspositionen zur Wahlvorbereitung zu finden und fiir ein halbes Jahr einzustellen. Dieser
Vorlauf falle bei den Wiederholungswahlen weg.

Vorsitzende Franziska Becker hilt fest, der Hauptausschuss erwarte die schriftlichen Aus-
fiihrungen zusammen mit dem am 9. November 2022 ausgeldsten Bericht zur Sitzung am
18. Januar 2023 und den Folgebericht zu der Durchfiihrung der Wiederholungswahlen und
den daraus zu ziehenden Konsequenzen zur Sitzung am 15.03.2023.

Der Ausschuss nimmt den Zwischenbericht rote Nr. 0506 A und den Bericht 0506 B zur
Kenntnis.

[Unterbrechung der Sitzung von 14.28 Uhr bis 15.00 Uhr]
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Punkt 14 der Tagesordnung

Bericht SenInnDS — I E 21-3 — vom .10.2022 0629
Entwicklung der Fahrradstaffel Haupt
gemdl Auflage B. 30 — Drucksache 19/0400 zum

Haushalt 2022/23

Julia Schneider (GRUNE) teilt mit, sie begriiBe den Einsatz der Fahrradstaffel. Liege der
Schwerpunkt der Kontrollen auf dieser Zielgruppe, oder gehe es vor allem darum, mit der
Kontrolle des Stralenverkehrs die Radfahrenden zu schiitzen?

Die Statistik unterscheide nicht, wer die Verkehrsordnungswidrigkeiten begangen habe. Ahn-
de die Staffel auch Verstofle wie die Nutzung des Handys wéhrend des Autofahrens und das
zu enge Uberholen? Die Ordnungswidrigkeit ,,Missachtung der Gurtpflicht beziche sich of-
fensichtlich auf Autofahrende. Sie frage sich, wie sich das auf die Radfahrenden auswirke.
Die Kategorie ,,Sonstige* verzeichne die meisten Fille. Die Verwaltung mdge heute miind-
lich, sodann in den weiteren Jahresberichten die hierunter gesammelten Ordnungswidrigkei-
ten detaillierter darstellen.

Wie erklére sich, dass die Fahrradstaffel, die innerhalb des S-Bahnrings eingesetzt sei, bei
dhnlicher Personalstirke ungefahr die Hilfte der Verkehrsordnungswidrigkeiten wie die Fahr-
radstaffel auBBerhalb des Rings dokumentiere?

Sei es strategisch begriindet, dass, obwohl fiir die Fahrradstaffel eigentlich 50 Stellen vorge-
sehen seien, nur 25 Stellen besetzt seien?

Sibylle Meister (FDP) teilt mit, sie halte die Fahrradstaffel fiir alle Verkehrsteilnehmer fiir
sinnvoll. Wiirden die Kréfte bei nicht zumutbarem Wetter, bei dem ihr Einsatz zudem auch
keinen Sinn mache, anderen Tétigkeiten nachgehen, bspw. Berichte schreiben?

Staatssekretir Dr. Ralf Kleindiek (SenInnDS) sagt zu, im néchsten Bericht eine genauere
Differenzierung der Fiélle vorzunehmen, auch um klarzustellen, wer Adressat der jeweils ge-
ahndeten Ordnungswidrigkeit sei. VerstoB3e gegen das Handyverbot und die Gurtpflicht seien
von Autofahrerinnen und -fahrern begangen worden, die von den Kriften der Fahrradstaffel
beobachtet worden seien.

Die Entwicklung sowohl der Fahrradstaffel im Innenstadtring als auch der Fahrradstreifen in
den AulBlenbezirken sei jeweils positiv. Die Fahrradstaffel, die ihren Einsatz 2014 mit 20 Stel-
len begonnen habe, sei zwischenzeitlich auf 50 Stellen angewachsen und umfasse heute 61 im
Einsatz befindliche Kréfte. Ende des nédchsten Jahres sollten es 75 Stellen sein. Er sei zuver-
sichtlich, die Anzahl zu erreichen. Die Fahrradstreifen in den Auflenbezirken seien auf die
Direktionen 1 bis 4 verteilt; sie hétten 2021 ihre Arbeit aufgenommen. Heute seien 60 Kréfte
im Einsatz, Ziel sei es, bis Ende 2023 85 Stellen zu erreichen.

Die Kolleginnen und Kollegen wiirden dann eingesetzt, wenn das Wetter vertretbar sei; an-
sonsten iibten sie andere Tétigkeiten aus. Genaueres konne er bei der Polizeiprasidentin nach-
fragen. Sowohl die Arbeit bei der Fahrradstaffel als auch bei den Fahrradstreifen erfreue sich
groBBer Beliebtheit, es miisse niemand zu der Tétigkeit gezwungen werden.
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Julia Schneider (GRUNE) bittet darum, dass dem Ausschuss die von ihr erbetene Aufschliis-
selung schriftlich zugeleitet werde. Die Systematik der folgenden Berichte sollte entsprechend
angepasst werden. Gleichfalls schriftlich moge die Verwaltung erldutern, wie das vorschrifts-
widrige Uberholen erfasst werden solle.

Staatssekretir Dr. Ralf Kleindiek (SenInnDS) sagt zu, der Bitte zur Sitzung im Januar 2023
nachzukommen. Ggf. konne man die Aufschliisselung, da sie nun retrospektiv erfolge, nicht
so gut und verldsslich vornehmen, wie es fiir die kiinftigen Berichten der Fall sein werde.

Frank Balzer (CDU) wiinscht, dass im Bericht auch erldutert werde, welcher Tatigkeit die
Kolleginnen und Kollegen nachgingen, wenn sie witterungsbedingt nicht in der Staffel titig

sein konnten. Vermutlich sei es schwierig, sie kurzfristig anderweitig einzusetzen.

Vorsitzende Franziska Becker hilt fest, der Hauptausschuss erwarte die schriftlichen Aus-
fiihrungen zur Sitzung am 18. Januar 2023.

Der Ausschuss nimmt den Bericht rote Nr. 0629 zur Kenntnis.

Punkt 15 der Tagesordnung

Schreiben SenlnnDS — V B1 K4 — vom 14.11.2022 0661
Verwendung des Jahresergebnisses 2021 des ITDZ Haupt

gem. § 2 Abs. 6 ITDZ-Gesetz — Finanzierung zum Vertrauliche
Verlustausgleich und Zentralisierung des Beratung hinsicht-
Rechnungshofs von Berlin sowie Zufiihrung an den lich der Anlage

Landeshaushalt von Berlin

Dr. Kristin Brinker (AfD) erkldrt, ihre Fraktion unterstiitze das in dem Schreiben Vorge-
schlagene, denn es sei wichtig, dass Riicklagen fiir Ersatzbeschaffungen gebildet werden
konnten. Threr Fraktionen gehe die Vorlage aber nicht weit genug, weswegen sie mit dem
Antrag Drs. 19/0617 eine Gesetzesdnderung vorschlage. Der Antrag werde vermutlich erst in
der nichsten Sitzung des Hauptausschusses besprochen.

Sebastian Schliisselburg (LINKE) fragt, wann genau die fiir die Zentralisierung der IT des
Rechnungshofs vorgesehenen 2 Mio. Euro anfielen. Seiner Kenntnis zufolge besitze der
Rechnungshof kein eigenes Fachverfahren, was die Operationalisierung der Digitalisierung
und der E-Akte etwas einfacher gestalte. Schriftlich mége die Roadmap des Vorhabens darge-
stellt werden, um Klarheit zu erhalten, wann und in welchen Etappen es vorgenommen werde
und abgeschlossen sei.

Staatssekretir Dr. Ralf Kleindiek (SenInnDS) erldutert, die MaBBnahme wolle man auf der
geltenden gesetzlichen Grundlage vornehmen; so sei sie auch mit SenFin abgesprochen. Man
strebe aber an, dass der Grundsatz, dass Uberschiisse im Unternehmen verbleiben konnten,
gesetzlich ermdglicht werde. Im Senat finde momentan die diesbeziigliche Abstimmung statt.
Es solle ein Vorschlag zur Anderung des ITDZ-Gesetzes ergehen. — Zu den Fragen des
Abg. Schliisselburg folge ein schriftlicher Bericht.
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Vorsitzende Franziska Becker hilt fest, der Ausschuss erwarte den Bericht zur Sitzung am
18. Januar 2023.

Der Ausschuss stimmt dem Schreiben rote Nr. 0661 wie beantragt zu und nimmt den Bericht
zur Kenntnis.

Punkt 16 der Tagesordnung

Zwischenbericht SenIlnnDS —V B 3 — vom 19.09.2022 0572

WLAN:-Initiativen des Senats Haupt
geméal Auflage B. 31 — Drucksache 19/0400 zum
Haushalt 2022/23

m.d.B. um Fristverldngerung bis zum 18.01.2023

Sebastian Schliisselburg (LINKE) teilt mit, seine Fraktion nehme den Zwischenbericht zur
Kenntnis, doch sei man ausgesprochen unzufrieden mit dem kompletten Vorgang und fiihle
sich in der von Beginn an gedulBlerten Skepsis bestitigt. In den Haushaltsberatungen, vor dem
Wechsel des Vorhabens zu SenInnDS, sei dem Abgeordnetenhaus mitgeteilt worden, das
Geld moge nicht angefasst werden, es werde dringend benotigt. Auf die Nachfrage, wofiir es
gebraucht werde, sei eine Liste tibermittelt worden, der u. a. Kooperationspartnerschaften mit
den Hochschulen ,,eduroam® mit 100 000 Euro zu entnehmen gewesen sei, ebenso Fonds zur
Finanzierung der Hardwarebeschaffung, zur baulichen Installation und fiir eine Anschubfi-
nanzierung der Verbindungskosten — 1 Mio. Euro — sowie weitere 400 000 Euro fiir vertragli-
che Verpflichtungen aus dem Altvertrag. Das Konzept, das eigentlich bis Ende September
hitte vorliegen sollen, werde nun auf Januar vertagt. Der Mittelabfluss liege seinem Kenntnis-
stand zufolge bei 4 852 Euro — von 2,105 Mio. Euro. Seit April habe sich bei diesem Titel
nicht viel verdndert, und so miisse man hier fast von Arbeitsverweigerung ausgehen. Mit
Blick auf den kommenden Doppelhaushalt behalte sich seine Fraktion vor, zum Instrument
der Sperre zu greifen, damit es nicht zu einer Wiederholung komme.

Stefan Ziller (GRUNE) bemerkt, bei dem Vorhaben handele es sich um eine Altlast, die der
ehemaligen Senatskanzlei anzulasten sei. Sie habe bei dem Wechsel, der allerdings auch
schon ein Jahr zuriickliege, vergessen, eine verniinftige Ubergabe und Ausschreibung vorzu-
nehmen. So stelle sich die Frage, welchen Plan die 6ffentliche Verwaltung hier verfolge. Ge-
linge es ihr lediglich nicht, das Vorhaben auszuschreiben, oder steckten substanzielle Uberle-
gungen dahinter, wie die Initiative des WLAN-Angebotes weitergetragen werden solle?

Dem Parlament sollten Alternativen oder Diskussionsbeitrdge vorgelegt werden. Anfianglich
hitten Austausche stattgefunden, beispielsweise dazu, mit den ,,Freifunkern® in Cafés etc. ein
dezentrales Angebot {iber eine firmware eines Freifunkrouters zu schaffen, ohne Einsatz 6f-
fentlicher Mittel. Die Senatskanzlei sei dann auf die Idee gekommen, dass damit auch Geld
und mit dem Anbieter Marketing filir Berlin gemacht werden konne. Dies sei auch berechtigt,
doch mit Blick darauf, dass das Vorhaben schon so lange nicht vorankomme, solle ein Folge-
bericht die Pline darlegen. Ein solches WLAN-Angebot gehore zu jeder groBen Stadt, und
der Ausschuss sollte anhand einer Vorlage iiber die Frage reden konnen, wie man es organi-
siere.
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Dr. Kristin Brinker (AfD) verweist darauf, dass heutzutage jeder ein Smartphone bei sich
trage und in Berlin in der Regel genligend Mdglichkeiten finde, sich einzuloggen, wenn man
nicht eh iiber einen Internetzugang verfiige. Dieser miisse nicht auf WLAN-Basis funktionie-
ren. So stelle sich die Frage, ob es liberhaupt noch sinnvoll sei, ein solches WLAN-Netz auf-
zubauen. Man sollte sich eingestehen, dass man das Projekt, das in anderen Stédten seit Jah-
ren laufe, heute aber auch schon nicht mehr tiberlebensnotwendig sei, verschlafen habe. Statt-
dessen sollte das Angebot lediglich an einzelnen Hotspots und zentralen Orten, beispielsweise
am Roten Rathaus, vorgehalten werden.

Frank Balzer (CDU) erkundigt sich, welche weiteren Probleme, neben dem Ubergang des
Projektes von der Senatskanzlei zur SenInnDS, ursdchlich dafiir seien, dass es nicht voran-
komme.

Stefan Ziller (GRUNE) stellt mit Bezug auf den Redebeitrag der Abg. Dr. Brinker klar, er
wolle das Wie diskutieren. In seinem Wahlkreis in Marzahn-Hellersdorf hitten wahrend der
Pandemie viele Jugendliche 6ffentliche Orte wie Bibliotheken, Bushaltestellen und Bahnhofe
aufgesucht, um ein Netz nutzen zu konnen; es verfligten eben nicht alle iiber einen teuren
Mobilfunkvertrag. Der Bedarf sei mindestens in einzelnen Teilen der Stadt gegeben.

Christian Goiny (CDU) schlie3t sich seinem Vorredner an. Auch fiir die Besucher und Tou-
risten der Stadt sei ein solches WLAN-Angebot wichtig. In vielen kleineren Lindern und
Stadten sei es problemlos mdoglich, ein solches zu nutzen. Schon vor Jahren habe der Aus-
schuss — gegen die Stimmen der CDU-Fraktion — zugestimmt, dass die BVG die Beschaffung
von Elektrobussen finanziere und dafiir das WLAN-Projekt in der U-Bahn nicht weiterverfol-
ge, was gleichfalls eine Peinlichkeit gewesen sei. Fiir den Folgebericht im Januar 2023 erwar-
te er eine detaillierte Begriindung, was die Verwaltung unternommen habe und welche kon-
kreten Probleme und Prozesse dazu fiihrten, dass das Projekt nicht zeitnah umgesetzt werden
konne.

Dr. Kristin Brinker (AfD) betont, auch die meisten nach Berlin kommenden Touristen grif-
fen auf ein eigenes Netz zu. Sie plddiere nicht dafiir, ein freies WLAN-Netz generell abzu-
schaffen. Da es aber problematisch zu sein scheine, es fiir die gesamte Stadt verfiigbar zu ma-
chen, sei zu kldren, ob es liberhaupt noch sinnvoll sei, ein solches Projekt zu verfolgen, oder
ob es nicht besser sei, das Angebot auf einzelne Standorte zu reduzieren und beispielsweise
am Roten Rathaus oder auch in einzelnen Regionen vorzuhalten, wo keine richtige Netzabde-
ckung vorhanden sei. Eine solche Konzentration lie3e sich jedenfalls schneller umsetzen.

Staatssekretir Dr. Ralf Kleindiek (SenInnDS) teilt mit, eine dhnliche Diskussion fiihre sein
Haus auch, und mit der Entwicklung des Projektes sei er gleichfalls nicht zufrieden. Dass sich
der Ubergang von der Senatskanzlei zur Senatsinnenverwaltung nicht so unkompliziert gestal-
tet habe wie urspriinglich gedacht, sei ein Grund der Verzogerung. Es sei aber auch eine Frage
der Priorititen gewesen, und er habe entschieden, dass sein Haus dieses Projekt hintanstelle
und andere Vorhaben vorziehe. Im Zielbild sei man sich gleichwohl einig. Fiir ihn sei klar,
dass die flaichendeckende Ausstattung mit WLAN nicht mehr erforderlich und nicht mehr
zeitgemiB sei. Fiir fast alle, auch fiir die Touristinnen und Touristen, bestiinden durch die An-
derung der Roaminggebiihr attraktive Angebote. Dennoch gebe es die Notwendigkeit, Teile
der Stadt mit einem 6ffentlichen WLAN auszustatten, was im Laufe des nédchsten Jahres pas-
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siere. Dabei werde seine Verwaltung auch kldren, ob an den identifizierten Standorten Funk-
technologien wie LoORaWAN beriicksichtigt werden konnten. Der Bericht zu Januar werde die
Perspektive, den Projektplan und die Vorgehensweise darstellen.

Der Ausschuss stimmt der Bitte um Fristverldngerung zu und nimmt den Zwischenbericht
rote Nr. 0572 zur Kenntnis.

Punkt 17 der Tagesordnung

Schreiben SenInnDS — IV D 2 — vom 20.10.2022 0384 C
Geforderte Sportgrofiveranstaltungen — Okologische ~ Haupt
und soziale Nachhaltigkeitskriterien

gemill Auflage B. 28 — Drucksache 19/0400 zum

Haushalt 2022/23

m.d.B. um Fristverldngerung bis 31.12.2022

Christian Goiny (CDU) stellt fest, der Bericht habe bis Ende Oktober vorliegen sollen. We-
nigstens die Fristverlangerung sollte rechtzeitig erbeten werden, wenn schon der Bericht nicht

rechtzeitig eingehe. Das Thema sollte ggf. in der Sprecherrunde diskutiert werden.

Der Ausschuss stimmt dem Schreiben rote Nr. 0384 C wie beantragt zu und nimmt den Be-
richt zur Kenntnis.

Punkt 18 der Tagesordnung

Bericht Senat von Berlin — InnDS IV EURO 1- vom 0384 E
08.11.2022 Haupt
Bericht iiber den aktualisierten Finanzplan fiir den
Austragungsort Berlin im Rahmen der Fuf3ball
Europameisterschaft 2024

1. Kenntnisnahme zum aktuellen Finanzbedarf

2. Kenntnisnahme von der Absicht der

Senatsverwaltung fiir Finanzen, iiberplanméflige
Verpflichtungsermichtigungen bei Kapitel 0510,

Titel 54117 fiir den Zeitraum 2023 bis 2024

zuzulassen

gemil3 Auflage A. 1 und B. 28- Drucksache 19/0400

zum Haushalt 2022/23

Julia Schneider (GRUNE) greift auf, dass laut Bericht die StraBe des 17. Juni zu einer Ra-
senfliche umgestaltet werden solle, und zwar als eine MaBBnahme, um soziale und 6kologi-
sche Nachhaltigkeit spiirbar und erlebbar zu machen. Da ihr dieser Zusammenhang nicht er-
sichtlich sei, bitte sie um Erlduterung. Rasen sei als Monokultur nicht besonders nachhaltig
und auch nicht besonders gut fiir die Biodiversitét. Eine Entsiegelung der Strafle des 17. Juni
wire dagegen schon ein Zeichen fiir Nachhaltigkeit und Klimaneutralitit, schlieBlich strebe
man eine Netto-Null-Versiegelung an. Sei das Vorhaben in diesem Sinne gemeint? Falls
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nicht: Wie werde der Rasen bewissert, und wie rechtfertige die Verwaltung die Bewisserung
mit Blick auf Klimaneutralitdt und Ressourcenverbrauch? Seien weitere Maflnahmen geplant,
um zu einer 6kologischen und nachhaltigen EM zu gelangen, die im Bericht nicht aufgefiihrt
seien?

Ihr fehle eine Operationalisierung des Leitbildes fiir eine nachhaltige UEFA EURO 2024,
beispielsweise im Hinblick auf eine Kreislaufwirtschaft, auf Energieeinsparung oder klima-
schonende Mobilitdt. Wie konne derlei in diesem Zusammenhang verwirklicht werden?

Sei geplant, Veranstaltungen dezentral in einzelnen Bezirken durchzufiihren, was deutlich
okologischer sei? Gebe es dafiir ein Budget? Ein zentrales Fanfest werde dazu fiihren, dass
sich die Verkehrsstrome dorthin bewegten, wo selbiges stattfinde.

Einnahmen konnten laut Bericht nicht konkret beziffert werden. Da die Verwaltung vermut-
lich dennoch eine Kalkulation vorgenommen haben, bitte sie um entsprechende Erlauterung.

Sebastian Schliisselburg (LINKE) bittet um einen Folgebericht mit einem detaillierten Zeit-
und Kostenplan der BaumaBnahmen am Olympiastadion und an den Sportanlagen, einschlieB3-
lich der im Bericht bereits erwdhnten Kostensteigerungsprognosen bei den Baukosten. Zudem
solle ein detaillierter Zeit- und Kostenplan fiir das Fanfest vorgelegt werden. Er bitte um die
Ubersendung des Veranstaltungskonzepts der Kulturprojekte Berlin GmbH fiir die Euro 2024
sowie um Vorlage eines detaillierten Zeit- und Kostenplans fiir das Football Village ein-
schlieBlich des in der Vorlage erwahnten Konzepts, eines detaillierten Zeit- und Kostenplans
und des Konzepts fiir die Fanmeile auf der Stra3e des 17. Juni, auch beziiglich der Begrasung.
Des Weiteren sollten die Vertrage mit der UEFA, die Europameisterschaft 2024 betreffend,
fiir den Datenraum iibermittelt werden. Die Verwaltung moge zudem konkrete Aussagen iiber
die prognostizierte Stadtrendite treffen.

Er begriile, dass der Bericht auf das Thema Inklusion im sportlichen Bereich wie auch dar-
iber hinaus eingehe. Vermisst habe er Ausfiihrungen zu Diversity, Vielfalt und Antidiskrimi-
nierung. Im Sportbereich und gerade bei groBBen zentralen Sportveranstaltungen stelle sich
bedauerlicherweise immer wieder die Frage, wie in den und auflerhalb der Stadien mit Dis-
kriminierungstatbestdnden umgegangen werde. Umgekehrt stelle sich auch die Frage, wie ein
besonders positives Beispiel geprigt werden konne und wie man préiventiv titig sein kdnne,
sodass es nach Mdglichkeit gar nicht erst zu widerlichen AuBerungen etc. im Gastgeberzeit-
raum komme. Binde die Verwaltung in ihre Konzepte die Kompetenz zum Beispiel der Lan-
desantidiskriminierungsstelle oder die Expertise der Triger aus diesem Bereich ein?

Wenn viele Tausende Menschen auf einem Rasen feierten, der im Sommer zudem kiinstlich
bewdssert werden miisse, sei selbiger erfahrungsgemil in kurzer Zeit komplett abgenutzt.
Wenn die Idee auch gut sei, sei seine Fraktion diesbeziiglich skeptisch. Inwieweit plane der
Senat, die Strafle des 17. Juni zu entwidmen und zu entsiegeln?

Staatssekretir Dr. Ralf Kleindiek (SenInnDS) bemerkt, die soeben gefiihrte Diskussion
tiber die Idee des Rasens bilde nur ansatzweise ab, was an Debatten in seiner Verwaltung wie
auch innerhalb des Senats stattgefunden habe. Eine Machbarkeitsstudie solle kliaren, ob das
Vorhaben funktioniere. Eine Entsiegelung sei nicht geplant, schlielich wére es nur eine vo-
riibergehende MaBnahme.
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Dezentrale Veranstaltungen seien nicht vorgesehen. Es solle lediglich ein Eroffnungskonzert
an einem anderen Ort als der Strafle des 17. Juni stattfinden. Die Aspekte Diversity, Antidis-
kriminierung, Toleranz und Vielfalt seien Teil des Leitbildes und wiirden Eingang in alle Ak-
tivitdten finden. Weiteres werde schriftlich beantwortet.

Vorsitzende Franziska Becker hilt fest, der Bericht werde zur Sitzung am 15. Mérz 2023
erwartet.

Der Ausschuss nimmt den Bericht rote Nr. 0384 E zur Kenntnis.
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Umwelt, Mobilitit, Verbraucher- und Klimaschutz — 07

Punkt 19 der Tagesordnung

Schreiben SenUMVK — 11 B 26 — vom 03.11.2022 0656
Vergabe des Projekts -Grundstiicksiibergreifende Haupt
Losungen der Regenwasserbewirtschaftung

hier: Zustimmung

gemal Auflage A. 18 — Drucksache 19/0400 zum

Haushalt 2022/23

Christian Goiny (CDU) bemerkt, den etwas sparlichen Ausfiihrungen habe er nicht entneh-
men konnen, welche Erkenntnisse die Verwaltung aus der Auftragsvergabe gewinnen wolle.

Sibylle Meister (FDP) bestitigt, auch ihr sei nicht klar, was genau der Untersuchungsgegen-
stand sei, die eher rechtliche oder die technische Frage?

Staatssekretirin Dr. Meike Niedbal (SenUMVK) erldutert, das Gutachten solle vor allem
Musterlosungen entwickeln, wie es gelinge, das Regenwasser, das sich bspw. an Hausddchern
sammele und heute iiber die Strae in die Kanalisation laufe, einer dezentralen Bewésserung
von zum Beispiel StraBenbdumen zuzufiihren. Die rechtlichen Hiirden sollten aufgezeigt, zu-
dem solle verdeutlicht werden, wie sie beseitigt werden konnten.

Christian Goiny (CDU) meint, es brauche kein Gutachten, um zu der Erkenntnis zu gelan-
gen, dass, wenn man in innerstidtischen Bereichen fiir eine niederschlagsnahe Versickerung
sorge, man das Wasser zum Beispiel den vor Ort befindlichen StraBenbdumen zukommen
lassen konne. Dass der Regen momentan in die Kanalisation flieBe und damit auch zur Ver-
schmutzung von Gewdssern beitrage, sei ein altbekanntes Thema. Im Zusammenhang mit der
Spree und anderen Kanélen habe man bereits iiber Riickhaltebecken, Bassins, Tanks und wei-
tere Ideen diskutiert und selbige zum Teil bereits beauftragt. Nun wolle die Verwaltung gut-
achterlich untersuchen lassen, wie mit Regenwasser, das sich auf normalem Stra3enland an-
sammele, umzugehen sei. Was man hier genau machen wolle, erschliee es sich ihm nicht.
Sollte die Verwaltung nach technischen Losungen suchen, sei fraglich, ob man ein solches
Gutachten fiir 80 000 Euro erhalte.

Julia Schneider (GRUNE) erklirt, die rechtliche Konstruktion gebe es nicht her, dass man
Regenwasser von zum Beispiel einem Grundstiick auf das nédchste Grundstiick leite, um es
dort zu sammeln. Sie begriile, dass das Thema im Ausschuss besprochen werde, insofern es
damit einem groBeren Publikum bekannt werde.

Staatssekretirin Dr. Meike Niedbal (SenUMVK) bekréftigt, das Gutachten werde bendtigt,
um zu kléren, wie das Vorhaben praktisch umgesetzt werden konne. Derzeit sei es nicht vor-
gesehen, Regenwasser von privaten Grundstiicken auf 6ffentliches StraBenland zu leiten. Wa-
re es anders, brauchte es das Gutachten nicht. Wolle man die rechtlichen Hiirden tiberwinden,
miisse man dort ansetzen.
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Das Vorhaben sei klar abgrenzbar und lasse sich per Gutachten kliaren. Wollte man die The-
matik innerhalb der Verwaltung kldren, wiirde ihre Bearbeitung aufgrund vieler anderer Pro-
jekte definitiv nach hinten rutschen.

Christian Goiny (CDU) konstatiert, er habe immer noch nicht richtig verstanden, worum es
der Verwaltung gehe. Privateigentiimer, die fiir das Niederschlagswasser nicht mehr zahlen
und sich nicht mehr um die Versickerung etc. kiimmern miissten, wiirden das Geplante sicher-
lich begriiBen. Wenn aber jeder sein Niederschlagswasser auf das offentliche StraB3enland
leite, sei zu kldren, wie mit dem Abfluss des Wassers bei Starkregenereignissen sowie mit
Uberschwemmungen auf 6ffentlichem StraBenland umzugehen sei.

Bemerkenswert sei auch der Hinweis, man verfiige eigentlich iiber das Personal, setze die
Priorititen in der Behorde aber falsch, weswegen man die Aufgabe extern vergeben miisse.
Dem Ausschuss moge die genaue Fragestellung des Gutachtens zur Kenntnis gegeben wer-
den. Auch die Ergebnisse der Studie sollten vorgelegt werden.

Sibylle Meister (FDP) erkundigt sich nach den Erfahrungen der Regenwasseragentur mit
solchen Sachverhalten. Bislang sei sie davon ausgegangen, dass sie eingebunden und nach
Vorschldgen gefragt werde, wenn beispielsweise eine Hausgemeinschaft das Regenwasser
entsprechend der hier genannten Zielsetzung nutzen wolle.

Sollte die Priifung fiir eine Vielzahl unterschiedlicher Fille wie Mehrfamilienhduser, Han-
delsflachen, Biirohduser etc. vorgenommen werden, erscheine der Bruttoauftragswert von
80 000 Euro sehr gering. Manche Grundstiickseigentiimer nutzten das Regenwasser zur Be-
wisserung des eigenen Gartens. Sollten sie es auch abfiihren?

Staatssekretirin Dr. Meike Niedbal (SenUMVK) teilt mit, tatsdchlich brauche es eines Pro-
zesses, um das Verfahren zu ordnen, wenn, wie von Herrn Abg. Goiny angemerkt, jeder das
Wasser ableiten wiirde. Im Vorfeld miisse gekldrt werden, wie derlei vonstattengehen konne.
Die Aufgabenstellung fiir das Gutachten werde dem Ausschuss zur Verfiigung gestellt. Eben-
so werde ithm zur Kenntnis gegeben, inwiefern die Regenwasseragentur im Einzelnen einge-
bunden gewesen sei.

Vorsitzende Franziska Becker hilt fest, der Ausschuss erhalte die erbetenen Informationen
zur Sitzung am 18. Januar 2023.

Der Ausschuss stimmt dem Schreiben rote Nr. 0656 wie beantragt zu und nimmt den Bericht
zur Kenntnis.

Punkt 20 der Tagesordnung

Bericht SenUMVK — IV E 30 — vom 07.11.2022 0633 A
Situation am Alexanderplatz/Sperrung U2 Haupt
(Berichtsauftrag aus der 25. Sitzung vom 12.10.2022)

Hendrikje Klein (LINKE) stellt fest, die BVG beziehe sich in ihrer Antwort auf Frage Nr. 6
lediglich auf die nachbarschaftliche Vereinbarung, die in der Regel fehle. Ein Folgebericht

-p]-


https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-0633.A-v.pdf

Abgeordnetenhaus von Berlin Seite 33 Inhaltsprotokoll Haupt 19/28
19. Wahlperiode 23. November 2022

moge erldutern, warum in dem gesamten Verfahren rund um B-Plan und Baugenehmigung
eine solche Vereinbarung nicht schon ldngst {iblich sei. — Ab wann werde auf der U 2 wieder
ein normaler Verkehr stattfinden?

Dr. Kristin Brinker (AfD) fragt mit Blick darauf, dass die Sperrung auf der U 2 umfangrei-
che Umsteigenotwendigkeiten nach sich ziehe, ob die Moglichkeit bestehe, in bestimmten
Bereichen, zum Beispiel am Senefelder Platz/Klosterstra3e, Bauweichen zu installieren, damit
die Ziige zumindest einseitig durchfahren kénnten. Welche Uberlegungen seien diesbeziiglich
angestellt worden?

Christian Goiny (CDU) bittet darum, dass in dem Folgebericht zum Thema Schadenersatz
und Schutz der Verkehrsinfrastruktur erldutert werde, wie eine bessere rechtliche Absicherung
im Falle von Schiden an U-Bahnstrecken aufgrund von Bauvorhaben erfolgen konne. Welche
Mafnahmen wiirden zum Schutz der U-Bahnstrecken ergriffen? Gebe es aus Sicht der BVG
auch an anderer Stelle in Berlin geplante oder demnéchst anstehende Bauvorhaben, bei denen
eine dhnliche Situation auftreten kdnne? Welche Verabredung bestehe dort zum Schutz des
U-Bahnnetzes? Er wisse bspw. von einem Projekt an einem Eckgrundstiick am U-Bahnhof
Kleistpark, bei dem die geplante Bebauung seit Jahren nicht umgesetzt werde; hier wiren ein
U-Bahneingang und technische Infrastruktur der BVG tangiert. Die Situation hier wie auch
mogliche weitere Fille mit einer dhnlichen Konfliktlage sollten im Bericht skizziert werden.

Staatssekretirin Dr. Meike Niedbal (SenUMVK) betont, ihr Haus habe bereits mitgeteilt,
dass man es fiir enorm wichtig halte, dass die nachbarschaftliche Vereinbarung nicht nur opti-
onal sei, sondern zum Standard gehdre. Dariiber konne man nicht nur absichern, dass, wenn
ein Schaden nachgewiesen sei, umfangliche Schadenersatzleistungen geltend gemacht werden
konnten, liber das gesetzliche Mal3 hinaus, sondern auch sonstige Ausfille oder Leistungen
durch zum Beispiel Mafinahmen wie einen Schienenersatzverkehr.

SenUMVK sei erst einmal noch daran gelegen, zweifelsfrei festzustellen, was tatsidchlich der
Grund fiir die eingetretene Situation sei; schon im Vorfeld habe es viele Untersuchungen und
Gutachten gegeben. Im Zuge dessen gelte zu kldren, was kiinftig zu dndern sei, welche Aufla-
gen man bei weiteren Bauvorhaben vornehmen miisse, die liber die Baugenehmigung erteilt
wiirden. Letztlich miissten die Fragen auch der Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung ge-
stellt werden. — [Zuruf von Christian Goiny (CDU)] — Im Falle der U 2 habe das Bezirksamt
Mitte die Baugenehmigung erteilt. Zwar stehe ihr Haus im Austausch mit SenSBW, zu den
dezidiert vorgetragenen Fragen sollte diese in den Bericht zumindest eingebunden werden.

Sie konne noch keine Angabe machen, wann wieder ein normaler Verkehr auf der
U-Bahnlinie 2 mdglich sei. Aktuell werde in ihrem Haus das vom Investor vorgelegte Sanie-
rungskonzept gepriift, sodann folge die gutachterliche Bewertung. Erst wenn klar sei, wie
saniert werden konne, lasse sich sagen, wann wieder normal gefahren werden konne. Allen
sei an einer ziigigen Wiederaufnahme des Verkehrs gelegen, und so werde man nichts verzo-
gern, dennoch gelte, dass die Sicherheit absoluten Vorrang haben miisse.

Ihr sei keine Planung der BVG fiir Bauchweichen bekannt. Ob derlei im Vorfeld gepriift wor-

den sei, ob sie geholfen hitten oder warum man sie ausgeschlossen habe, sei ihr ebenfalls
nicht bekannt.
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In vielen Fillen gebe es bereits nachbarschaftliche Vereinbarungen zwischen der BVG und
dem jeweiligen Investor, in einigen Féllen gebe es sie nicht. Sie befiirworte, dass mit Ertei-
lung der Baugenehmigung eine solche Vereinbarung standardméfig geschlossen werde, wenn
damit auch nicht per se die bei jedem Bau entlang einer U-Bahnstrecke oder entlang jeglicher
Infrastruktur vorhandenen Risiken ausgeschlossen werden konnten. Bei dem Vorhaben, von
dem die U 2 betroffen sei, seien zum Beispiel mit der Baugenehmigung bestimmte Gutachten
erstellt und Vorsorgemalinahmen getroffen worden. So wiirden bspw. Messgerite eingebaut,
die im Falle von Setzungen Aufzeichnungen machten und Alarm schliigen.

Hendrikje Klein (LINKE) kiindigt an, weitere Fragen nachzureichen.
Dr. Kristin Brinker (AfD) bittet darum, dass der Bericht auch auf ihre Fragen nach den
Bauweichen eingehe. Warum sei offensichtlich entschieden worden, keine Weichen einzu-

bauen?

Vorsitzende Franziska Becker hilt fest, der Ausschuss erwarte den Folgebericht zur Sitzung
am 18. Januar 2023.

Der Ausschuss nimmt den Bericht rote Nr. 0633 A zur Kenntnis.

Punkt 21 der Tagesordnung

Bericht SenUMVK — VI B 2/3 — vom 05.10.2022 0610
Vorrangschaltungen an Ampeln Haupt
(Berichtsauftrag aus der 17. Sitzung vom 18. Mai 2022)

Der Ausschuss nimmt den Bericht rote Nr. 0610 ohne Aussprache zur Kenntnis.

Kultur und Europa - 08

Punkt 22 der Tagesordnung

Schreiben SenKultEuropa — SE 1 K1/ 1I B Lii — vom 0635
31.10.2022 Haupt
Zufithrung zum Sondervermogen Infrastruktur der
Wachsenden Stadt (SIWA) zur Ergiinzung der

Mafinahme Sanierung und Herrichtung der Alten

Miinze in Berlin Mitte

hier: Entnahme aus der Riicklage Innovationsforder-

fonds, Umwidmung der Mittel und Sonderzufiihrung

an das SIWA

Protokollierung siehe gesondertes Wortprotokoll.
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Punkt 23 der Tagesordnung

Bericht SenKultEuropa — I A Bc — vom 28.09.2022 0247 B
Musicboard Berlin GmbH Haupt
(Berichtsauftrag aus der 24. Sitzung vom 14.09.2022)

Der Ausschuss nimmt den Bericht rote Nr. 0247 B ohne Aussprache zur Kenntnis.

Punkt 24 der Tagesordnung

Bericht SenKultEuropa — 1 A AK — vom 01.11.2022 0588 A
Alte Miinze Haupt
hier: Beantwortung der Fragen der Fraktion der

CDbU

(Berichtsauftrag aus der 25. Sitzung vom 12.10.2022)

Der Ausschuss nimmt den Bericht rote Nr. 0588 A ohne Aussprache zur Kenntnis.

Wissenschaft, Gesundheit, Pflege und Gleichstellung — 09

Punkt 25 der Tagesordnung

a) Antrag der Fraktion der SPD, der Fraktion Biindnis 90/ 0566
Die Griinen und der Fraktion Die Linke Haupt
Drucksache 19/0513 WissForsch
Gesetz zur Anderung des Landesbeamtengesetzes

b) Stellungnahme des Senats — WGPG KAB WF V — vom 0566 A
10.10.2022 Haupt

Der Ausschuss beschlieBt ohne Aussprache, dem Abgeordnetenhaus die Annahme des An-
trags Drs. 19/0513 gemil der Beschlussempfehlung des Ausschusses fiir Wissenschaft und
Forschung vom 14. November zu empfehlen. Dringlichkeit wird empfohlen. — Er nimmt die
Stellungnahme rote Nr. 0566 A ohne Aussprache zur Kenntnis.

Punkt 26 der Tagesordnung

Vorlage — zur Beschlussfassung — 0592
Drucksache 19/0551 Haupt
Verlingerung der Hochschulvertrige gemif} § 2a WissForsch

Berliner Hochschulgesetz fiir das Jahr 2023

Sibylle Meister (FDP) bittet um schriftliche Erlduterung, wie hoch die jeweiligen Riicklagen
an den Hochschulen seien, die fiir den Abbau des Sanierungsstaus verwendet werden sollten.
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Sandra Khalatbari (CDU) spricht an, dass laut Vorlage mit den konsumtiven und investiven
Zuschiissen fiir das Jahr 2023 das Ziel des Landes erreicht werde, das Gesamtvolumen der
Hochschulvertrige um mindestens 3,5 Prozent zu steigern. Der Folgebericht solle Auskunft
dariiber geben, wie die Zuschiisse unter Beriicksichtigung der steigenden Inflation angepasst
wiirden.

Dr. Manuela Schmidt (LINKE) nimmt Bezug auf die Pauschale zur Umsetzung von
§ 59a BerlHG. Im Vergleich zum Jahr 2022 seien 3,5 Prozent mehr vorgesehen. Wiirden die
Mittel pauschal iiber alle Hochschulen gleichermalen ausgeschiittet, oder gebe es Unterschie-
de in der Zuweisung an die einzelnen Hochschulen?

Torsten Schneider (SPD) bittet darum, dass der Folgebericht darstelle, inwieweit die Ansét-
ze durch entsprechende Projekte belegt seien. Seien die Mittel gebunden oder ungebunden?
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Staatssekretirin Armaghan Naghipour (SenWGPG) fiihrt beziiglich der Riicklagen aus,
dass das derzeit gepriift werde. Einzelne Hochschulen hitten bereits Ubersichten fiir 2021
geliefert. Die Vereinbarung mit der SenFin zum Ausgleich der gestiegenen Energiekosten
sehe eine dreifache Nachrangigkeit vor, in der auch die Riicklagen der Hochschulen gegebe-
nenfalls miteinbezogen wiirden. Ein Bericht werde vorgelegt, sobald eine vollstindige Uber-
sicht vorliege. — Es sei richtig, dass die Inflation in den anstehenden Hochschulvertragen auf-
gegriffen werden miisse. Ende November wiirden die Einladungen verschickt, und die Ver-
handlungen begénnen Ende dieses Jahres/Anfang nédchstes Jahr. — In Hinblick auf die Frage
zum § 59a BerlHG sei es so, dass im Rahmen der Verldngerung der Hochschulvertridge den
Hochschulen jeweils rund 100 000 Euro zur Verfiigung gestellt wiirden. Das sei im Bericht
genauer ausgefiihrt. Die Senatsverwaltung gehe davon aus, dass dies auch in den kommenden
Hochschulvertragen so fortgefiihrt werde, damit der § 59 a BerlHG umgesetzt werden konne.

Christian Goiny (CDU) kritisiert, dass die Verldngerung der Vertrdge angesichts der hohen
Inflation tatsdchlich eine Mittelkiirzung darstelle, das die Berliner Wissenschaftslandschaft
gefdhrde. Die Antwort auf die Frage, wie das ausgeglichen werde, dass zunéchst dariiber ge-
sprochen werden solle, sei unbefriedigend. Gebe es andere Topfe, mit denen bestimmte Pro-
jekte gefordert wiirden? Plane die Senatsverwaltung ausgleichende Anpassung fiir die Jahre
2024/2025, um die Kiirzungen im Nachgang auszugleichen?

Staatssekretirin Armaghan Naghipour (SenWGPG) widerspricht, die Kostensteigerungen
seien abgebildet. Im Zusammenhang mit der Uberbriickungsfinanzierung seien zusitzliche
Mittel hinzugekommen, sodass 2023 diese Problemlage nicht bestehe. Die angesprochenen
Gespriche dienten der Ermittlung der Hohe der Kosten. Im Koalitionsvertrag sei eine Steige-
rung von mindestens 3,5 Prozent pro Jahr festgehalten, die dann in den Vertragsverhandlun-
gen und den parallel dazu laufenden Haushaltsberatungen besprochen werden konne.

Christian Goiny (CDU) unterstreicht, dass die 3,5 Prozent Mittelerh6hung angesichts der
Kostensteigerungen eine Kiirzung seien. Die Mehrkosten konnten damit nicht ausgeglichen
werden. Die Frage sei, warum die Verhandlungen mit den Hochschulen iiber eine Verldnge-
rung nicht schon langst begonnen hétten. Beziiglich der Aussage, dass die Vertragsverhand-
lungen und die Haushaltsberatungen parallel liefen, sei anzumerken, dass die Verwaltungen
bereits im Winterhalbjahr die Aufstellungen fiir den nichsten Doppelhaushalt erstellten. An-
gesichts des Beginns der Vertragsverhandlungen ab Januar 2023 werde es kaum mdglich sein,
die Mehrkosten im Entwurf des Doppelhaushalts zu integrieren. Wie solle die Parallelitéit der
Verhandlungen und Beratung sichergestellt werden?

Staatssekretirin Armaghan Naghipour (SenWGPG) weist darauf hin, dass fiir die Kosten-
steigerungen im Jahr 2023 mit der Verlingerung, der Uberbriickungsfinanzierung und dem
Entlastungspaket des Senats Vorkehrungen getroffen worden seien. Es sei nur iiber eine Ver-
langerung verhandelt worden, da sich die Hochschulleitungen zum urspriinglich geplanten
Zeitpunkt des Beginns der Vertragsverhandlungen in personellen Umbriichen befunden hét-
ten, sodass Verhandlungen iiber Vertrage mit 5 Jahren Laufzeit kaum mdglich gewesen seien.
Auch die Pandemie sowie der gednderte Ressortzuschnitt habe das beeinflusst. Deswegen sei
nach Riicksprache mit den Hochschulleitungen die Entscheidung getroffen worden, in 2022
nur liber eine Verldngerung zu verhandeln. Fiir die richtigen Vertragsverhandlungen habe es
bereits Bedarfsgesprache gegeben, sodass diese im Zeitplan seien. Die Einbringung in den
Senat sei fiir Juni 2023 geplant.
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Christian Goiny (CDU) fragt nach, inwiefern sichergestellt werde, dass die ndtigen Auf-
wiichse noch im Senatsentwurf fiir die Haushaltsberatungen Eingang fédnden, wenn die Ver-
trage erst im Juni 2023 unterzeichnet wiirden.

Staatssekretirin Armaghan Naghipour (SenWGPG) stellt klar, dass die Vertridge laut Zeit-
plan im Juni als Senatsvorlage eingebracht wiirden. Dies sei auch vom Ablauf der Haushalts-
beratungen abhingig. Es werde insgesamt sichergestellt, dass die Abgeordneten transparenter
als bei den bisherigen Vertragsverhandlungen eingebunden wiirden.

Christian Goiny (CDU) duBert, dass er die Ausfiihrungen so verstehe, dass ein Betrag, der
die ndtigen Aufwiichse beinhalte, rechtzeitig bei der Senatsverwaltung fiir Finanzen angemel-
det werde.

Staatssekretirin Armaghan Naghipour (SenWGPG) antwortet, dass dies korrekt sei.

VYorsitzende Franziska Becker hilt fest, dass ein Bericht zum 15. Mérz 2023 erstellt werde.

Der Ausschuss empfiehlt dem Plenum, der Vorlage — zur Beschlussfassung — Drucksache
19/0551 zuzustimmen. Die Dringlichkeit werde empfohlen.

Punkt 27 der Tagesordnung

Bericht SenWGPG — V D 2 — vom 29.08.2022 0305 A
Darstellung der Sanierungsmafinahmen im Haupt
Botanischen Garten und Bedeutung der

Schaugewichshiuser fiir die wissenschaftliche

Arbeit sowie Hochschulstandortentwicklungs-

planungen 2022 — 2036

(Berichtsauftrag aus der 19. Sitzung vom 01.06.2022)

Christian Goiny (CDU) fragt nach, was der Sachstand und die weiteren Schritte der im Be-
richt aufgefiihrten Prozesse seien. Er bitte um einen Folgebericht im Zuge der weiteren Be-
richterstattung zu den Hochschulvertrdgen zum 15. Mérz 2023.

Dr. Manuela Schmidt (LINKE) bittet, dass auch dargestellt werde, wie der von den Hoch-
schulen 1m Hochschulentwicklungsplan angemeldete Gesamtfinanzierungsbedarf von

7 Milliarden Euro priorisiert und plausibilisiert werde.

Der Ausschuss nimmt den Bericht rote Nummer 0305 A zur Kenntnis.
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Punkt 28 der Tagesordnung

a) Bericht SenWGPG — IV D — vom 05.09.2022 0306 A
Darstellung Bund/Linderzuschuss fiir Museum fiir Haupt
Naturkunde sowie Mafinahmen Standortumsetzung
(Berichtsauftrag aus der 19. Sitzung vom 01.06.2022)

b) Bericht SenWGPG — IV D — vom 06.09.2022 0396 A
Baumafinahmen mit Gesamtkosten ab 100 Mio. Haupt
Euro sowie Risikoanalyse und
Risikominimierungsmafinahmen
hier: Naturkundemuseum
gemil Auflage A. 17 — Drucksache 18/2400 zum
Haushalt 2020/21 und gemdl3 Auflage A. 15 —

Drucksache 19/0400 zum Haushalt 2022/23

Dr. Manuela Schmidt (LINKE) weist darauf hin, dass die Abflussraten der Mittel systema-
tisch unter den jeweiligen Finanzierungsraten ligen, was eventuell im Bauablauf zu Verzoge-
rungen fiihren koénne. Das Museum schlage vor, dass zur Risikominimierung auf eine Pro-
jektversicherung zuriickgegriffen werde. Konne das nach Einschéitzung der Senatsverwaltung
hilfreich sein? AuBerdem bitte Sie um eine Erlduterung, in welchen Turnussen die Gesamt-
projektleitung des Museums berichte.

Sibylle Meister (FDP) fragt nach, inwiefern die Deckung der Jahrestranchen iibertragbar sei.

Staatssekretirin Armaghan Naghipour (SenWGPG) unterstreicht, dass das Projekt positiv
verlaufe. Die Projektleitung berichte regelmiBig im Stiftungsrat liber den Stand der Pro-
jektphasen. Uber die Projekte des Wissenschaftscampus sowie der Zusammenarbeit mit der
HU sei berichtet worden, dass es mit der neuen Hochschulleitung der HU eine konstruktive
Zusammenarbeit gebe. Die Ubertragbarkeit der Deckung der Jahrestranchen sei mit entspre-
chenden Haushaltstechniken moglich.

Der Ausschuss nimmt den Bericht rote Nummer 0306 A sowie den Bericht rote Nummer
0396 A zur Kenntnis.

Punkt 29 der Tagesordnung

Bericht SenWGPG — IV E/V D — vom 06.09.2022 0335 A
Charité — Universitatsmedizin Berlin Haupt
Deutsches Herzzentrum der Charité

(Berichtsauftrag aus der 19. Sitzung vom 01.06.2022)

Sandra Khalatbari (CDU) bittet um Erlduterung, wie das Herzzentrum gegen Stromausfille
vorbereitet sei.

Dr. Manuela Schmidt (LINKE) fragt nach, inwieweit es mdglich sei, durch Verhandlungen
mit dem Bund und den Landern weitere finanzielle Unterstiitzung jenseits der bereits verein-
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barten Festbetragsfinanzierung von 100 Mio. Euro zu erhalten. Das Herzzentrum erfiille auch
einen bundesweiten Bedarf.

Sibylle Meister (FDP) greift auf, dass die Charité¢ beklagt habe, mit dem zur Verfiigung ste-
henden Geld nur 60 Prozent des Bedarfes decken zu konnen. Angesichts der erfolgten Einspa-
rungen sei nun die Frage, ob die klinisch-wissenschaftlichen Grundaufgaben trotzdem erfiillt
werden konnten. Die Fullnote 6 des Berichts zeige auf, dass mit den derzeitigen Baukosten-
steigerungen zu dem bereits bestehenden Delta ein weiteres hinzukomme. Eine Losungsmog-
lichkeit sei, eine Finanzierung auf Kreditbasis, aber der Bericht erldutere, dass das anders als
in Hamburg keine Lésung fiir Berlin sei. Wie konnten die Fehlbetrdge dann geschlossen wer-
den?

Staatssekretirin Armaghan Naghipour (SenWGPG) weilt hin, dass die Charité¢ zur Not-
stromversorgung ein Blockheizkraftwerk habe. Die Senatsverwaltung gehe davon aus, dass
entsprechende Vorkehrungen getroffen worden seien. — Fiir weitere Finanzmittel seitens des
Bundes sehe die Senatsverwaltung kaum Chancen, da der Bund die 100 Mio. Euro als ausrei-
chend bewerte. — Die Einsparungen seien reine Flichenoptimierungen, die nicht zulasten der
Aufgaben gehe. — Das Delta werde teilweise geschlossen, indem die mit 80 Mio. Euro veran-
schlagte Baumafnahme fiir einen Ersatzbau des Diagnostikzentrums am Campus Charité Mit-
te verschoben werde.

Sandra Khalatbari (CDU) bittet um Auskunft, ob es beziiglich der Notstromversorgung der
Charité auch konkrete Testldufe und weitere Berechnungen gebe.

Christian Goiny (CDU) fragt nach, ob ausgeschlossen werden konne, dass es bei den Bau-
vorhaben durch Umplanungen oder Anderungen zu weiteren Kostensteigerungen komme. —
Werde die Notstromversorgung der Charité und von Vivantes auch Dauertests unterzogen?
Wie lange wiirden die Vorréten ausreichen?

Staatssekretirin Armaghan Naghipour (SenWGPG) stellt klar, dass es bei der Bauplanung
zu keinen Umplanungen gekommen sei, sondern dass die Flachen optimiert worden seien. Die
Vorplanungsunterlagen und Bauunterlagen wiirden im Mérz 2023 fertiggestellt. Insofern habe
eine eingehende Priifung stattgefunden. Die Antwort auf die Frage nach den Dauertests miisse
in einem Bericht nachgeliefert werden.

Vorsitzende Franziska Becker hilt fest, dass ein Bericht zum 18. Januar 2023 erstellt werde.

Der Ausschuss nimmt den Bericht rote Nummer 0335 A zur Kenntnis.
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Bildung, Jugend und Familie — 10

Punkt 30 der Tagesordnung

Bericht Senat von Berlin — BJF StS B SG Ltg — vom 0548
13.09.2022 Haupt
Aktueller Sachstand Berliner Schulbauoffensive

(BSO)

gemdl Auflage B. 71 — Drucksache 19/0400 zum

Haushalt 2022/23

Siehe Wortprotokoll.

Punkt 31 der Tagesordnung

Bericht SenBildJugFam — I B — vom 19.08.2022 0480
Verbeamtung von Lehrkriften, Altersgrenze, Haupt
Vordienstzeiten, Nachteilsausgleich, amtsarztliche
Untersuchungen, Eingruppierung von
Funktionsstelleninhaber*innen, Pensionsfonds
(Berichtsauftrag aus der 19. Sitzung vom 01.06.2022)

Vor Eintritt in die Tagesordnung vertagt.

Punkt 32 der Tagesordnung

Bericht Senat von Berlin — BJF I C 5.3 — vom 0648
01.11.2022 Haupt
Jihrlicher Bericht iiber die personelle Ausstattung

der Berliner Schulen

gemal} Auflage B. 69 — Drucksache 19/0400 zum

Haushalt 2022/23

Stefan Ziller (GRUNE) beantragt, dass der Bericht noch einmal stirker differenziert erstellt
werde, da zum Beispiel die Sekundarschulen zusammengefasst worden seien. Die Liste solle
nach den Schultypen Gemeinschaftsschule, ISS, VHS, Gymnasien und Kollegs getrennt auf-
gestellt werden. Als Berichtsdatum schlage er den 18. Januar 2023 vor.

Sandra Khalatbari (CDU) bittet, dass der angeforderte Bericht die Zahlen bis zum Stichtag
1. November 2022 darstelle, da diese im vorliegenden Bericht nicht vollstdndig hétten be-
riicksichtigt werden konnen. — Des Weiteren miisse der im Bericht verwendete Begriff ,,Be-
treuer* erldutert werden, da nicht klar sei, auf welche Schulmitarbeiter sich das beziche.
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Torsten Schneider (SPD) erginzt, dass im Bericht eine Spalte ergénzt werden solle, in der
die Klassenfrequenz, also die Zahl der maximal an der Schule zu unterrichtenden Kinder, die
von der an der Schule titigen Lehrer/-innen abhingig sei, aufgefiihrt werde.

Staatssekretiir Alexander Slotty (SenBJF) sichert zu, dass die gewiinschten Anderungen des
Berichts umgesetzt wiirden. Er weise aber darauf hin, dass es sinnvoller sei, die Anderungen
im néchsten reguldren Bericht umzusetzen, statt den aktuellen Bericht zu d@ndern, da mittler-
weile neue Daten vorldgen.

Hendrikje Klein (LINKE) teilt mit, dass die Fraktion Die Linke im Nachgang weitere Fragen
einreichen werde.

Vorsitzende Franziska Becker weist hin, dass die Fragen bis Freitag, 14.00 Uhr, eingereicht
werden miissten. Die Anderungen des Berichtsformats wiirden zum néchsten regulidren Be-
richtstermin beriicksichtigt.

Ralf Sitter (SenBJF) ergénzt, dass mit ,,Betreuer nur die Betreuer/-innen gemeint seien, die
an Forderzentren tdtig seien. — Bezliglich der Klassenfrequenzen des aktuellen Schuljahres sei
kiirzlich ein Bericht verdffentlicht worden und auf der Webseite der SenBJF einsehbar.
Torsten Schneider (SPD) stellt klar, dass die Daten zur Lehrerausstattung und zur Klassen-
frequenz nicht auf zwei Berichte getrennt vorliegen sollten, sondern in einem Bericht zusam-

mengefiihrt.

Der Ausschuss nimmt den Bericht rote Nummer 0648 zur Kenntnis.

Integration, Arbeit und Soziales — 11

Punkt 33 der Tagesordnung

Schreiben SenlAS — I AbtL 1 —vom 11.10.2022 0600
Zustimmung zur Aufhebung der Einschrinkung der = Haupt
gesetzlichen Deckungsfihigkeit von verstirkten oder
geschaffenen (Teil-)Ansétzen durch das Berliner
Abgeordnetenhaus zur Deckung von Mehrbedarfen

im Kapitel 1120

gemdl § 10 Abs. 3 Haushaltsgesetz 2022/2023

Von der Tagesordnung abgesetzt.
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Punkt 34 der Tagesordnung

Vertrauliches Schreiben SenlIAS/LAF-IIC1/11C 1.2
—vom 03.11.2022

Anmietung von durch die kommunalen
Wohnungsbaugesellschaften errichtete modulare
Unterkiinfte fiir Fliichtlinge (MUF)

Zustimmung zur Vertragsverlingerung

gemal Auflage A. 2 — Drucksache 19/0400 zum
Haushalt 2022/23

Inhaltsprotokoll Haupt 19/28

23. November 2022

0652

Haupt
Vertrauliche
Beratung

Der Ausschuss nimmt das Schreiben rote Nummer 0652 ohne Aussprache zustimmend zur

Kenntnis.

Punkt 34 A der Tagesordnung

a) Vertrauliches Schreiben SenlAS/LAF — 11 A 4.9 — vom
18.11.2022
Verlingerung des Mietvertrages eines Objektes zur
Unterbringung von Gefliichteten
Zustimmung zur vertraglich vereinbarten
Verlingerung des Mietvertrages
gemil3 Auflage A. 2 — Drucksache 19/0400 zum
Haushalt 2022/23

b) Schreiben SenlAS — StS IntSoz Ref — vom 21.11.2022
Nachanmeldung einer Hauptausschussvorlage fiir
die Sitzung am 23.11.2022

0667

Haupt
Vertrauliche
Beratung

0667-1
Haupt
Vertrauliche
Beratung

Der Ausschuss nimmt das Schreiben rote Nummer 0667 ohne Aussprache zustimmend zur
Kenntnis. Das Schreiben rote Nummer 0667-1 werde zur Kenntnis genommen.

Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen — 12

Punkt 35 der Tagesordnung

Schreiben SenSBW — IV C 31 — vom 06.10.2022
Ausschreibung Gutachten und
Beratungsdienstleistungen zur Evaluation der
Genehmigungspraxis Milieuschutz

hier: Zustimmung

gemdl Auflage A. 18 — Drucksache 19/0400 zum
Haushalt 2022/23

Siehe Wortprotokoll.

0594
Haupt
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Wirtschaft, Energie und Betriebe — 13

Punkt 36 der Tagesordnung

Besprechung gemal § 21 Abs. 3 GO Abghs 0584
,»Wie unterstiitzen oder beraten die Finanz- oder Haupt
Wirtschaftsverwaltung Startups bei der Anwendung

von aktuellen Steuerrechtsinderungen und
Forderprogrammen? Wie wirken sich die

steuerrechtlichen Anderungen beziiglich
Mitarbeiterkapitalbeteiligung (EstG 19a) quantitativ

und qualitativ in Berlin aus?*

(auf Antrag der Fraktion der CDU)

Christian Goiny (CDU) fiihrt aus, dass die CDU-Fraktion dieses Thema anspreche, da von-
seiten der Kreativ- und Start-up-Szene kritisiert worden sei, dass die Anderungen der Bundes-
regierung am § 19 EStG weiterhin nicht ausreichend seien. Der Hintergrund sei, dass Start-
ups eine Mitarbeiterkapitalbeteiligung anbdten und es bislang Unklarheiten gegeben habe,
wann die Steuerpflicht dafiir anfalle. Die Anderung habe die Steuerpflicht zehn Jahre nach
hinten verschoben, was aber auch dazu fithre, dass, sobald ein Mitarbeiter ausscheide, die
Steuerpflicht sofort greife. Zur Forderung der Berliner Start-up-Szene konne evtl. seitens des
Senats auf der Bundesebene darauf hingewirkt werden, weitere Anderungen durchzufiihren.
Welche Gespriache seien mit Vertretern der Start-up-Szene gefiihrt worden? Konnten weitere
Initiativen des Senats in Aussicht gestellt werden?

Staatssekretir Michael Biel (SenWiEnBe) unterstreicht, dass die Senatsverwaltung die Mit-
arbeiterkapitalbeteiligung im Sinne der Unternehmen unterstiitze und schon ldnger auf der
Bundesebene Verbesserungen vorantreibe. Schon im 100-Tage-Programm sei es Thema im
Start-up-Report gewesen, und die Senatsverwaltung stehe tiglich in Kontakt mit der Start-up-
Branche. Das Thema betreffe nicht nur junge Start-ups, sondern auch etablierte Tech-Firmen,
fiir die die Mitarbeiterkapitalbeteiligung ein wichtiges Anwerbeinstrument sei. Diese Firmen
seien eine wichtige Stiitze der Berliner Wirtschaft und brichten im Digitalbereich 70 000 bis
120 000 Arbeitspldtze nach Berlin. Der Losungsansatz der Bundesregierung gehe in die rich-
tige Richtung, aber der Senat beteilige sich an zahlreichen Gespriachsrunden, um weitere Ver-
besserungen zu erreichen. Der aktuelle Finanzminister sei demgegeniiber offener eingestellt
als Wolfgang Schiuble seinerzeit.

Christian Goiny (CDU) weist darauf hin, dass Olaf Scholz der Bundesfinanzminister der
letzten Bundesregierung gewesen sei. — Des Weiteren interessiere ihn der weitere Arbeitsplan.
Sei damit zu rechnen, dass im kommenden Jahr weitere Verdnderungen der Rechtslage be-
schlossen wiirden oder gebe es eine andere Einschitzung?

Staatssekretir Michael Biel (SenWiEnBe) merkt an, dass er sich auf die Zeit vor Olaf

Scholz als Bundesfinanzminister bezogen habe. — Fiir 2023 sei ein Zukunftsinvestitionsgesetz
geplant, das das Problem voraussichtlich 16se.
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Christian Goiny (CDU) bittet, dass zu den kommenden Haushaltsberatungen ein Bericht
vorgelegt werde, der darstelle, was umgesetzt worden sei.

Staatssekretir Michael Biel (SenWiEnBe) sichert zu, dass ein Bericht angefertigt werde. Er
konne auch zusichern, dass sich die Senatsverwaltung beim Bundesfinanzminister weiter da-
fiir einsetzen werde.

Vorsitzende Franziska Becker hélt fest, dass ein Bericht zum 23. Juni 2023 gewiinscht wor-

den sei. Die Besprechung sei abgeschlossen.

Punkt 36 A der Tagesordnung

Besprechung gemél § 21 Abs. 3 GO Abghs 0672
,» Wie fordert der Senat Musik- und Haupt
Kreativfestivals?*

(auf Antrag der Fraktion der CDU)

Christian Goiny (CDU) fiihrt aus, dass fiir die Forderung der Berliner Kreativ- und Musik-
festivals bereits Mittel eingestellt seien. Auflerdem habe es ein Konzept eines interdiszipliné-
ren Festivals gegeben, das eine Einbindung der Berliner Kreativwirtschaft vorgesehen habe,
aber das Projekt sei wohl zunidchst gestoppt. Grundsétzlich sei es richtig, dass der Senat die
Kreativ- und Musikwirtschaftsfestivals in Berlin fordere, aber es gebe auch Veranstaltungen,
die weltweit erfolgreich, aber in Berlin nie gefoérdert worden seien. Ein Beispiel sei die
WOMEX, eine in Berlin gegriindete internationale Musikmesse, die seit 28 Jahren stattfinde,
aber wo nie ein politisches Interesse bestanden habe, diese auch in Berlin zu veranstalten.
Anlisslich der libernédchstes Jahr stattfindenden 30. Veranstaltung konne dies angedacht wer-
den.

Die CDU-Fraktion schlage daher vor, dass sich nicht nur auf die Forderung von neuen Forma-
ten konzentriert werde, sondern dass das, was in Berlin bereits existiere, miteinbezogen wer-
de. Dies konne die Messe-, Kongress und Gastronomiewirtschaft in Berlin stirken, da dann
iiber das Jahr verteilt verschiedene Veranstaltungsformate stattfinden. Insofern sei die Frage,
was die weiteren Aktionsplidne des Senats beim Umgang mit diesen Mitteln zur Festivalforde-
rung seien.

Staatssekretir Michael Biel (SenWiEnBe) unterstreicht, dass sich die Koalition vorgenom-
men habe, Leitmessen nach Berlin zu holen. Berlin habe eine grofle Dichte an Branchen und
Talenten und ein gutes Image in der Welt als "Creative City". Aulerdem sei Berlin im Be-
reich der Start-ups und verschiedenen Medienbereichen deutschland- und europaweit eine der
fiihrenden Stddte. Das seien ideale Voraussetzungen, um ein internationales, interdisziplinéres
Kreativfestival aufzubauen. Bislang gebe es aber nur eine Absichtserkldrung des Senats, den
Initiatoren/-innen das zu ermoglichen. Weiterhin gebe es einige zu erfiillende Vorgaben, etwa
die Einbindung des in Berlin bereits bestehenden Okosystems. Da die Initiatorinnen und Initi-
atoren nicht in der Lage seien, dieses Festival im nédchsten Jahr zu veranstalten, sei der Round
Table mit dem Berliner Okosystem auf den 20. Dezember 2022 verschoben worden. Es gebe
positive Riickmeldungen gerade von denen, die bereits eine Berliner Forderung erhielten und
sich eine Zusammenarbeit vorstellen konnten. Er selbst sowie die Senatsverwaltung seien
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stets offen fiir Gespriache. Es sei wichtig gewesen, dass der Hauptausschuss die Mittel freige-
geben habe. Das habe dieses Thema in Berlin gestérkt.

Steffen Zillich (LINKE) vertritt die Meinung, dass die Trennung des Konsortiums keine ver-
passte Chance darstelle, da es wenig Kooperationsbereitschaft gegeben habe, bestehende Ber-
liner Strukturen miteinzubinden.

Christian Goiny (CDU) stimmt zu, dass das Vorgehen der Investoren schwierig gewesen sei,
aber die Idee eines interdisziplindren Festivals, das von Friihjahr bis Herbst andauere, konne
die Bedeutung Berlins als IT-, Kreativ- und Medienstandort weiter starken. Diese Idee konne
mit einer breiten politischen Basis vom Hauptausschuss unterstiitzt werden. Eventuell konne
nach den ersten Gesprachen im Januar ein Zwischenbericht vorgelegt werden, der das weitere
Vorgehen darstelle.

Staatssekretir Michael Biel (SenWiEnBe) stimmt zu, dass es notig gewesen sei, die Fort-
fiihrung der Ursprungsidee zu stoppen. Der Senat achte darauf, dass die Gelder zielgerecht
verwendet wiirden. Es gebe zu der Idee einen neuen Ansatz, und die Riickmeldungen des Ber-
liner Okosystems seien positiv.

Vorsitzende Franziska Becker fasst zusammen, dass bis zum 18. Januar 2023 ein Bericht
vorgelegt werde. Die Besprechung sei abgeschlossen.

Punkt 37 der Tagesordnung

Verschiedenes

Siehe Beschlussprotokoll.

-pg_



